
*  Ausschließlich zum Zwecke der besseren Lesbarkeit wird in dieser Einladung auf eine geschlechterspezifische 

Schreibweise verzichtet. Alle personenbezogenen Bezeichnungen und Begriffe sind im Sinne der 

Gleichbehandlung als geschlechtsneutral zu verstehen. 

Fehler! Unbekannter Name für Dokument-Eigenschaft. 

 
 

 The Platform Group AG  

Düsseldorf 

 

ISIN: DE000A2QEFA1; DE000A40ZVE6 

WKN: A2QEFA; A40ZVE 

 

Eindeutige Kennung des Ereignisses: TPG082025oHV 

 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 2025 

 

Wir laden hiermit unsere Aktionärinnen und Aktionäre* zu der ordentlichen Hauptversammlung 

der The Platform Group AG (nachfolgend auch „Gesellschaft“) ein, die am 

 

25. August 2025, um 10:00 Uhr, 

 

in den Geschäftsräumen der The Platform Group AG, Schloss Elbroich, Am Falder 4,  

40589 Düsseldorf, stattfindet.  

 

I. Tagesordnung 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der The Platform Group AG und des 

gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2024 mit dem Lagebericht der 

The Platform Group AG und dem Lagebericht des Konzerns sowie dem Bericht 

des Aufsichtsrats, jeweils für das Geschäftsjahr 2024 

 

Zu Tagesordnungspunkt 1 ist eine Beschlussfassung nicht erforderlich, da der Aufsichtsrat 

den Jahres- und Konzernabschluss gemäß § 172 AktG bereits gebilligt hat und der Jahres-

abschluss damit festgestellt ist. Die vorgelegten Unterlagen dienen der Unterrichtung der 

Hauptversammlung über das abgelaufene Geschäftsjahr und die Lage der Gesellschaft sowie 

des Konzerns. 

 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 

Geschäftsjahr 2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitgliedern 

des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.  
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3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitgliedern 

des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.  

 

4. Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für das 

Geschäftsjahr 2025 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die RR GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit Sitz in 

Wiesbaden, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2025 zu 

wählen.  

 

5. Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern  

 

Die Zusammensetzung des Aufsichtsrats bestimmt sich nach §§ 95, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 

AktG i.V.m. § 11 Abs 1 der Satzung. § 11 Abs. 1 der Satzung sieht vor, dass der Aufsichtsrat 

aus fünf Personen besteht, die von der Hauptversammlung gewählt werden.  

 

Das Aufsichtsratsmitglied Jens Wasel hat sein Amt mit Wirkung zum 31. Dezember 2024 

niedergelegt. Aus diesem Grund ist ein Mitglied des Aufsichtsrats neu zu wählen.  

 

Ferner hat das Aufsichtsratsmitglied Dominik Barton sein Amt mit Wirkung zum 31. Mai 2025 

niedergelegt. Mit Blick auf den unter Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagenen Formwechsel 

und die in diesem Zuge vorgeschlagene Verkleinerung des Aufsichtsrats auf vier Mitglieder 

soll auf eine Nachbesetzung dieses vakanten Amtes verzichtet werden. 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Marcel Roessner, wohnhaft München, selbständiger Unternehmer und Berater für den Bereich 

Luxus und Plattformgeschäft, wird für die Zeit bis zur Beendigung derjenigen 

Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2025 beschließt, in den Aufsichtsrat gewählt. 

 

6. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2024, 

Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025 zur Bar- und/oder 

Sachkapitalerhöhung mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sowie 

entsprechende Satzungsänderungen 

 

Das Genehmigte Kapital 2024 ist seit der letzten Hauptversammlung im Rahmen der Buy-and-

Build-Strategie der Gesellschaft für mehrere Sachkapitalerhöhungen zum Zwecke des 

Erwerbs von Unternehmensbeteiligungen teilweise ausgenutzt worden. Vor diesem 

Hintergrund soll das nach Abschluss dieser Maßnahmen verbleibende Genehmigte Kapital 

2024 aufgehoben und durch ein neues Genehmigtes Kapital 2025 ersetzt werden. 
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

§ 5 Abs. 3 der Satzung wird zwecks Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025 unter 

gleichzeitiger Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 2024 mit Wirkung auf den 

Zeitpunkt der Eintragung der entsprechenden Satzungsänderung im Handelsregister wie folgt 

neu gefasst:  

„Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 

Gesellschaft in der Zeit bis zum 24. August 2030 um insgesamt bis zu EUR 10.291.823,00 

durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 10.291.823 neuen Stückaktien gegen  

Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025). Den Aktionären steht 

grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. 

 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ist dabei nur 

in folgenden Fällen zulässig: 

 

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an der Börse 

gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die Nachfolger dieser 

Segmente), die ausgegebenen Aktien 20 % des Grundkapitals nicht übersteigen und der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten 

Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung 

des Ausgabepreises nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG unterschreitet und alle eventuellen weiteren Voraussetzungen von  

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag von 20 % des Grundkapitals ist 

der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund anderer entsprechender 

Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder 

entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 

beziehungsweise veräußert werden, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich 

geboten ist. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der 

neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des 

Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft 

bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten 

zu zahlen ist;  

 

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, gewerblichen 

Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder 

sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, 

Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten;  

 

  



 

 Seite 4 / 44 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft 

oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- 

oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 

einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. 

nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde; 

 

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen; oder 

 

(v) in sonstigen Fällen, in denen ein Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen 

Interesse der Gesellschaft liegt. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der 

Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 

festzulegen. Der Vorstand ist ermächtigt, zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß  

§ 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut, einem Wertpapierinstitut oder einem nach  

§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen 

tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären 

zum Bezug anzubieten. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen 

Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2025 abzuändern.“ 

 

Der Vorstand bleibt bis zur Eintragung der vorstehend zur Beschlussfassung vorgeschlagenen 

Satzungsänderungen weiterhin ermächtigt, dass derzeit bestehende Genehmigte Kapital 2024 

auszunutzen. 

 

7. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen und 

Genussrechten mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrechte(n) sowie zum 

Ausschluss des Bezugsrechts 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Volumen 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum  

24. August 2030 einmalig oder mehrfach Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechte mit oder ohne Wandlungs- oder 

Bezugsrechte(n) (gemeinsam nachfolgend auch „Schuldverschreibungen“ genannt) 

im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 150.000.000,00 zu begeben. Den Inhabern der 

im vorhergehenden Satz genannten Schuldverschreibungen können Wandlungs- oder 

Bezugsrechte auf bis zu 10.291.823 Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen 

Betrag am Grundkapital in Höhe von insgesamt bis zu EUR 10.291.823,00 Euro gewährt 

werden. Die Wandlungs- und Bezugsrechte können aus einem in dieser oder künftigen 

Hauptversammlungen zu beschließenden bedingten Kapital, aus bestehendem oder 

künftigem genehmigten Kapital und/oder aus Barkapitalerhöhung und/oder aus 
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bestehenden Aktien bedient werden und/oder einen Barausgleich anstelle der Lieferung 

von Aktien vorsehen. 

 

b) Gegenleistung 

 

Die Schuldverschreibungen können gegen Barleistungen und auch gegen 

Sachleistungen begeben werden, sofern der Wert der Sachleistung den Ausgabepreis 

erreicht. Die Schuldverschreibungen können ferner unter Beachtung des zulässigen 

maximalen Gesamtnennbetrages außer in Euro auch in der gesetzlichen Währung eines 

OECD-Landes begeben werden. 

c) Laufzeit 

 

Die Schuldverschreibungen können mit oder ohne Laufzeit begeben werden. 

 

d) Ausgabe durch Konzerngesellschaft 

 

Die Schuldverschreibungen können auch durch eine Konzerngesellschaft der 

Gesellschaft im Sinne von § 18 AktG ausgegeben werden, an der die Gesellschaft 

unmittelbar oder mittelbar mit mindestens 75 % beteiligt ist; für diesen Fall wird der 

Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die Gesellschaft die Garantie 

für die jeweiligen Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder die 

Genussrechte zu übernehmen und den Inhabern von Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen oder Genussrechten Options- bzw. Wandlungsrechte 

auf Aktien der Gesellschaft zu gewähren.  

 

e) Bezugsrecht 

 

Bei der Ausgabe der Schuldverschreibungen steht den Aktionären ein gesetzliches 

Bezugsrecht zu, sofern nicht das Bezugsrecht gemäß den nachfolgenden Regelungen 

ausgeschlossen wird. Werden die Schuldverschreibungen von einer 

Konzerngesellschaft ausgegeben wie vorstehend unter d) beschrieben, so ist die 

Gesellschaft verpflichtet, die Gewährung des gesetzlichen Bezugsrechts an die 

Aktionäre sicher zu stellen, sofern nicht das Bezugsrecht gemäß den nachfolgenden 

Regelungen ausgeschlossen wird. Die Schuldverschreibungen können auch einem 

Emissionsmittler mit der Verpflichtung angeboten werden, sie den Aktionären zum 

Bezug anzubieten.  

 

f) Bezugsrechtsausschluss 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre auszuschließen,  

 

(i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 
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(ii) um die Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder die 

Genussrechte, die mit einem Wandlungs- oder Bezugsrecht versehen sind, 

einzelnen Investoren zur Zeichnung anzubieten, soweit unter entsprechender 

Beachtung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der Anteil der aufgrund dieser 

Schuldverschreibungen auszugebenden Aktien 20 % des bei Wirksamwerden 

dieser Ermächtigung und bei der Beschlussfassung über die Ausübung der 

Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabepreis 

der Schuldverschreibungen den nach anerkannten Methoden der 

Finanzmathematik ermittelten theoretischen Marktwert der 

Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Auf den Betrag von 20 % 

des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die aufgrund 

einer anderen entsprechenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 

in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, soweit eine derartige 

Anrechnung gesetzlich geboten ist; 

 

(iii) um die Genussrechte ohne Wandlungs- oder Bezugsrecht einzelnen Investoren 

zur Zeichnung anzubieten, soweit der Ausgabepreis den nach anerkannten 

Methoden der Finanzmathematik ermittelten theoretischen Marktwert der 

Genussrechte nicht wesentlich unterschreitet und soweit die Genussrechte 

lediglich obligationsähnlich ausgestaltet sind, d.h. weder mitgliedschaftsähnliche 

Rechte noch Wandlungs- oder Bezugsrechte auf Aktien der Gesellschaft 

begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und sich die Höhe 

der Ausschüttung nicht nach der Höhe des Jahresüberschusses, des 

Bilanzgewinns oder der Dividende richtet; 

 

(iv) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von Umtausch- und Bezugsrechten, 

die von der Gesellschaft oder Konzernunternehmen der Gesellschaft auf Aktien 

der Gesellschaft eingeräumt wurden, in dem Umfang ein Bezugsrecht auf 

Schuldverschreibungen, die nach dieser Ermächtigung ausgegeben werden, zu 

gewähren, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder Bezugsrechts 

beziehungsweise nach Erfüllung einer etwaigen Wandlungspflicht zustünde 

(Verwässerungsschutz), oder 

 

(v) soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen, insbesondere zum Erwerb 

von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, 

gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete 

Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch 

Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen 

Finanzinstrumenten, begeben werden und der Ausschluss des Bezugsrechts im 

überwiegenden Interesse der Gesellschaft liegt. 
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g) Bezugspreis, Verwässerungsschutz 

 

Bei Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit 

Wandlungs- oder Bezugsrecht ist ein Umtausch- oder Bezugsverhältnis festzulegen. 

Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer einzelnen 

Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie. Das 

Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division des unter dem Nennbetrag liegenden 

Ausgabepreises einer Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis 

für eine Aktie ergeben. Diese Regelungen gelten entsprechend für das 

Bezugsverhältnis. Der jeweils festzusetzende Wandlungs-/Options- oder Bezugspreis 

für eine Aktie muss mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der 

Gesellschaft an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung des 

Vorstands über die Ausgabe der Schuldverschreibungen in der Eröffnungsauktion im 

XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen 

Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der 

Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse an der in diesen zehn 

Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt 

wurden, betragen. 

 

Für den Fall, dass die Gesellschaft während der Laufzeit der nach dieser Ermächtigung 

ausgegebenen Schuldverschreibungen unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre 

Aktionäre das Grundkapital erhöht oder weitere Schuldverschreibungen, einschließlich 

Gewinnschuldverschreibungen oder Genussrechte, mit Umtausch- oder Bezugsrechten 

auf Aktien der Gesellschaft ausgibt, ohne dass zugleich auch den Inhabern der nach 

diesem Beschluss ausgegebenen und mit einem Umtausch- oder Bezugsrecht 

versehenen Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht eingeräumt wird, wie es ihnen 

nach Ausübung ihres Umtausch- oder Bezugsrechts zustehen würde, können in den 

Ausgabebedingungen der Schuldverschreibungen insbesondere die nachfolgenden 

Regelungen vorgesehen werden (Verwässerungsschutzklausel): 

 

(i) Kapitalerhöhung gegen Einlagen und Gewährung von sonstigen Bezugsrechten 

 

Im Falle einer Kapitalerhöhung gegen Einlagen unter Gewährung von 

Bezugsrechten oder der Gewährung von sonstigen Bezugsrechten wird der 

Wandlungspreis um den Bezugsrechtswert ermäßigt. 

 

Der „Bezugsrechtswert“ entspricht dabei (i) dem durchschnittlichen Börsenkurs 

des den Aktionären zustehenden Bezugsrechts an den letzten zehn 

Börsenhandelstagen der Bezugsrechte in der Eröffnungsauktion im XETRA®-

Handel (oder einem von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) 

oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, eines 

solchen im Freiverkehr der Frankfurter Wertpapierbörse, oder, sofern weder ein 

XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft noch ein Handel im Freiverkehr der 

Frankfurter Wertpapierbörse stattfindet, derjenigen Börse, an der in diesen zehn 

Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe 
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gehandelt wurden, oder, soweit ein Handel mit Bezugsrechten im XETRA®-Handel 

oder im Freiverkehr der Frankfurter Wertpapierbörse oder einer anderen Börse 

nicht stattfindet, (ii) dem von der in den Ausgabebedingungen festgesetzten 

Wandlungsstelle oder Bezugsstelle nach finanzmathematischen Methoden 

ermittelten Wert des Bezugsrechts. 

 

(ii) Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 

 

Im Falle einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln erhöht sich das zur 

Sicherung des Wandlungsrechts bestehende bedingte Kapital im gleichen 

Verhältnis wie das Grundkapital (§ 218 AktG). Den Anleihegläubigern werden bei 

Ausübung ihres Wandlungsrechts so viele zusätzliche Aktien zur Verfügung 

gestellt, als hätten sie ihr Wandlungsrecht zum Zeitpunkt der Kapitalerhöhung aus 

Gesellschaftsmitteln bereits ausgeübt. Bruchteile von Aktien, die in Folge einer 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln entstehen, werden bei der Ausübung 

des Wandlungsrechts nicht ausgeglichen. 

 

(iii) Aktiensplit 

 

Falls sich die Anzahl der Aktien verändert, ohne dass sich das Grundkapital ändert 

(Neueinteilung des Grundkapitals), gilt die in vorstehend (ii) vorgesehene 

Regelung sinngemäß. 

 

In jedem Fall darf der anteilige Betrag am Grundkapital der je Schuldverschreibung zu 

beziehenden Aktien den Ausgabepreis der Schuldverschreibung nicht übersteigen. 

 

h) Weitere Bedingungen der Schuldverschreibungen 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 

Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Laufzeit, Ausgabe- und 

Ausübungszeiträume sowie Kündigung, Ausgabepreis der Schuldverschreibungen, Zinssatz, 

Stückelung und Anpassung des Bezugspreises und Begründung einer Wandlungspflicht 

festzusetzen. 

 

i) Fortgeltung nach dem Formwechsel der Gesellschaft in eine Kommanditgesellschaft auf 

Aktien 

 

Mit Wirksamwerden des unter Tagesordnungspunkt 9 dieser Hauptversammlung zur 

Beschlussfassung vorgeschlagenen Formwechsels der Gesellschaft in die Rechtsform einer 

Kommanditgesellschaft auf Aktien gelten sämtliche vorstehenden Ermächtigungen dieses 

Tagesordnungspunkts 7 zugunsten des Vorstands, soweit sie zum Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens des Formwechsels noch bestehen und nicht ausgenutzt worden sind, 
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zugunsten der persönlich haftenden Gesellschafterin der durch den Formwechsel 

entstehenden The Platform Group SE & Co. KGaA fort. 

 

8. Beschlussfassung über die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2024, Schaffung 

eines Bedingten Kapitals 2025 und entsprechende Satzungsänderungen 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Das Grundkapital wird unter gleichzeitiger Aufhebung des Bedingten Kapitals 2024 in 

Höhe von EUR 9.937.535,00, auf das bezogen keine Instrumente ausstehen, um bis zu 

EUR 10.291.823,00 durch Ausgabe von bis zu 10.291.823 neuen Stückaktien mit 

Gewinnberechtigung ab Beginn des letzten Geschäftsjahrs, für das noch kein 

Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025). 

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Bedienung von Schuldverschreibungen, die 

aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 25. August 2025 

unter Tagesordnungspunkt 7 ausgegeben werden. Dabei wird die bedingte 

Kapitalerhöhung nur insoweit durchgeführt, wie 

 

(i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder von 

Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder 

ihr nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung 

vom 25. August 2025 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 24. August 

2030 ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- oder Bezugsrecht Gebrauch 

machen und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte 

aus diesem Bedingten Kapital 2025 zu bedienen, oder 

 

(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder 

Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihren nachgeordneten 

Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom 25. August 

2025 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 24. August 2030 ausgegeben 

wurden, ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich entschließt, 

die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 2025 zu 

bedienen. 

 

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbeschlusses 

der Hauptversammlung vom 25. August 2025 unter Tagesordnungspunkt 7, d.h. 

insbesondere zu mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der 

Gesellschaft an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung des 

Vorstands über die Ausgabe der Schuldverschreibungen in der Eröffnungsauktion im 

XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen 

Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der 

Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse, an der in diesen zehn 

Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt 

wurden, vor der Beschlussfassung des Vorstands über die Ausgabe der jeweiligen 
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Schuldverschreibungen unter Berücksichtigung von Anpassungen gemäß der im 

Beschluss der vorgenannten Hauptversammlung bestimmten 

Verwässerungsschutzregeln. 

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen 

Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2025 abzuändern. 

 

b) § 5 Abs. 5 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Das Grundkapital ist um bis zu EUR 10.291.823,00 durch Ausgabe von bis zu 

10.291.823 neuen Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des letzten 

Geschäftsjahrs, für das noch kein Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde, 

bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 

Bedienung von Schuldverschreibungen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 

der Hauptversammlung vom 25. August 2025 unter Tagesordnungspunkt 7 ausgegeben 

werden. Dabei wird die bedingte Kapitalerhöhung nur insoweit durchgeführt, wie 

 

(i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder von 

Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder 

ihr nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung 

vom 25. August 2025 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 24. August 

2030 ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- oder Bezugsrecht Gebrauch 

machen und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte 

aus diesem Bedingten Kapital 2025 zu bedienen, oder 

 

(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder 

Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihren nachgeordneten 

Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom 25. August 

2025 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 24. August 2030 ausgegeben 

wurden, ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich entschließt, 

die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 2025 zu 

bedienen. 

 

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbeschlusses 

der Hauptversammlung vom 25. August 2025 unter Tagesordnungspunkt 7, d.h. 

insbesondere zu mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der 

Gesellschaft an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung des 

Vorstands über die Ausgabe der Schuldverschreibungen in der Eröffnungsauktion im 

XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen 

Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der 

Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse, an der in diesen zehn 

Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt 

wurden, vor der Beschlussfassung des Vorstands über die Ausgabe der jeweiligen 

Schuldverschreibungen unter Berücksichtigung von Anpassungen gemäß der im 
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Beschluss der vorgenannten Hauptversammlung bestimmten 

Verwässerungsschutzregeln. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen 

Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2025 abzuändern.“ 

 

 

9. Beschlussfassung über den Formwechsel der Gesellschaft in eine 

Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA) 

 

Vorstand und Aufsichtsrat der The Platform Group AG haben beschlossen, der 

Hauptversammlung den Formwechsel der The Platform Group AG von einer 

Aktiengesellschaft (AG) in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA) vorzuschlagen. 

Eine ausführliche Erläuterung des Formwechsels enthält der vom Vorstand der  

The Platform Group AG erstattete Formwechselbericht, der ab der Einberufung der 

Hauptversammlung über die Internetseite der The Platform Group AG unter 

https://corporate.the-platform-group.com/de/hauptversammlung/ zugänglich ist und wird auch 

in der Hauptversammlung am 25. August 2025 ausliegen. 

 

a) Beschluss über den Formwechsel der The Platform Group AG in die The Platform Group 

SE & Co. KGaA  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

 

(1) Die The Platform Group AG wird im Wege des Formwechsels nach den Vorschriften des 

Umwandlungsgesetzes in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA) umgewandelt.  

 

(2) Der Rechtsträger neuer Rechtsform führt die Firma „The Platform Group SE & Co. 

KGaA“ und hat seinen Sitz in Düsseldorf. 

 

(3) Die Satzung der The Platform Group SE & Co. KGaA, die ein Bestandteil dieses 

Formwechselbeschlusses ist, wird hiermit mit dem sich aus der Anlage 1 zu dieser 

Einladung zur Hauptversammlung ergebenden Wortlaut festgestellt. 
 

(4) Das gesamte Grundkapital der The Platform Group AG in der zum Zeitpunkt der 

Eintragung des Formwechsels in das Handelsregister bestehenden Höhe wird zum 

Grundkapital der The Platform Group SE & Co. KGaA. Dies gilt nicht nur dann, wenn die 

Höhe des Grundkapitals der The Platform Group AG zum Zeitpunkt der Eintragung des 

Formwechsels in das Handelsregister seiner Höhe zum Zeitpunkt dieses Beschlusses 

entspricht, sondern auch dann, wenn sich die Höhe des Grundkapitals im Zeitraum bis 

zur Eintragung des Formwechsels in das Handelsregister ändern sollte. Für den Fall 

einer zwischenzeitlichen Änderung des Grundkapitals, wird der Aufsichtsrat ermächtigt, 

die Fassung der Satzung der The Platform Group SE & Co. KGaA (Anlage 1) 
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entsprechend anzupassen. Gleiches gilt für das genehmigte Kapital (§ 5 Abs. 3 der 

Satzung) und die bedingten Kapitalia (§ 5 Abs. 4 und 5 der Satzung). 
 

(5) Im Fall der positiven Beschlussfassung über die in Tagesordnungspunkt 6 

vorgeschlagene Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2024 (§ 5 Abs. 3 der Satzung der 

The Platform Group AG) sowie die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025 

wird ein neues genehmigtes Kapital der The Platform Group AG in Höhe von EUR 

10.291.823,00 geschaffen. Für diesen Fall wird der Aufsichtsrat ermächtigt, die Fassung 

der Satzung der The Platform Group SE & Co. KGaA (Anlage 1) für Zwecke der 

Handelsregisteranmeldung des Formwechsels entsprechend anzupassen, so dass 

Ziffer 7.3 der Satzung der Platform Group SE & Co. KGaA wie folgt lauten würde: 

 

„7.3 Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 24. August 2030 

um insgesamt bis zu EUR 10.291.823,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von bis 

zu 10.291.823 neuen Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2025). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. 

 

Die persönlich haftende Gesellschafterin ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der 

Ausschluss des Bezugsrechts ist dabei nur in folgenden Fällen zulässig: 

 

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an der 

Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die Nachfolger 

dieser Segmente), die ausgegebenen Aktien 20 % des Grundkapitals nicht 

übersteigen und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der 

bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und 

Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich 

im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und alle 

eventuellen weiteren Voraussetzungen von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt 

sind. Auf den Betrag von 20 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, 

der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum 

Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen 

unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise 

veräußert werden, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im 

Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen 

Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des 

Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft 

bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den 

Dritten zu zahlen ist;  

 

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, 

gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete 
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Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch 

Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen 

Finanzinstrumenten;  

 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der 

Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach 

Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer 

Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde; 

 

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen; oder 

 

(v) in sonstigen Fällen, in denen ein Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen 

Interesse der Gesellschaft liegt. 

 

Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der 

Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Die persönlich haftende 

Gesellschafterin ist ermächtigt, zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß § 186 

Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut, einem Wertpapierinstitut oder einem nach § 53 

Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das 

Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, 

sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen 

Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2025 abzuändern.“ 

 

(6) Im Fall der positiven Beschlussfassung über die in Tagesordnungspunkt 8 

vorgeschlagene Aufhebung des Bedingten Kapitals 2024 (§ 5 Abs. 5 der Satzung der 

The Platform Group AG) sowie die Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2025 wird 

ein neues bedingtes Kapital der The Platform Group AG in Höhe von EUR 10.291.823,00 

geschaffen. Für diesen Fall wird der Aufsichtsrat ermächtigt, die Fassung der Satzung 

der The Platform Group SE & Co. KGaA (Anlage 1) für Zwecke der 

Handelsregisteranmeldung des Formwechsels entsprechend anzupassen, so dass 

Ziffer 7.5 der Satzung der Platform Group SE & Co. KGaA wie folgt lauten würde: 

 

Das Grundkapital ist um bis zu EUR 10.291.823,00 durch Ausgabe von bis zu 

10.291.823 neuen Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des letzten 

Geschäftsjahrs, für das noch kein Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde, 

bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 

Bedienung von Schuldverschreibungen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 
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der Hauptversammlung vom 25. August 2025 unter Tagesordnungspunkt 7 ausgegeben 

werden. Dabei wird die bedingte Kapitalerhöhung nur insoweit durchgeführt, wie 

 

(i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder von 

Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder 

ihr nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung 

vom 25. August 2025 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 24. August 

2030 ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- oder Bezugsrecht Gebrauch 

machen und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte 

aus diesem Bedingten Kapital 2025 zu bedienen, oder 

 

(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder 

Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihren nachgeordneten 

Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom  

25. August 2025 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 24. August 2030 

ausgegeben wurden, ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich 

entschließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 2025 

zu bedienen. 

 

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbeschlusses 

der Hauptversammlung vom 25. August 2025 unter Tagesordnungspunkt 7, d.h. 

insbesondere zu mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der 

Gesellschaft an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung der 

persönlich haftenden Gesellschafterin über die Ausgabe der Schuldverschreibungen in 

der Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder 

einem von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein 

XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse, an der in 

diesen zehn Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in 

Summe gehandelt wurden, vor der Beschlussfassung der persönlich haftenden 

Gesellschafterin über die Ausgabe der jeweiligen Schuldverschreibungen unter 

Berücksichtigung von Anpassungen gemäß der im Beschluss der vorgenannten 

Hauptversammlung bestimmten Verwässerungsschutzregeln. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen 

Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2025 abzuändern.“ 

 

(7) Ferner gelten alle Beschlüsse dieser und früherer Hauptversammlungen der The 

Platform Group AG, soweit sie zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Formwechsels 

noch nicht erledigt sind, unverändert in der The Platform Group SE & Co. KGaA fort. 

Dies gilt insbesondere für die Beschlüsse der Hauptversammlung der The Platform 

Group AG vom 24. Juni 2022 zu Tagesordnungspunkt 5 (Ermächtigung zur Ausgabe 

von Aktienoptionen (Aktienoptionsprogramm 2022) sowie vom 27. Juni 2024 zu 

Tagesordnungspunkt 9 (Ermächtigung zum Erwerb und zur Veräußerung eigener Aktien 

gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG unter Ausschluss des Bezugs- und Andienungsrechts der 
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Aktionäre) und zu Tagesordnungspunkt 10 (Ermächtigung zum Einsatz von 

Eigenkapitalderivaten im Rahmen des Erwerbs und der Veräußerung eigener Aktien 

gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG unter Bezugsrechtsausschluss und Ausschluss des 

Andienungsrechts der Aktionäre). Dabei gelten sämtliche Beschlüsse, die die Ausgabe 

von auf den Inhaber lautenden Stückaktien zum Gegenstand haben, mit der Maßgabe 

fort, dass diese ab Wirksamwerden des Formwechsels die Ausgabe von auf den Namen 

lautenden Stückaktien zum Gegenstand haben. 

 

(8) Die Aktionäre, die zum Zeitpunkt der Eintragung des Formwechsels in das 

Handelsregister Aktionäre der The Platform Group AG sind, werden 

Kommanditaktionäre der The Platform Group SE & Co. KGaA. Sie werden in demselben 

Umfang und mit derselben Anzahl an Aktien an der The Platform Group SE & Co. KGaA 

beteiligt, wie sie es unmittelbar vor Wirksamwerden des Formwechsels an der The 

Platform Group AG waren. Der rechnerische Anteil jeder Stückaktie am Grundkapital 

bleibt unverändert. Sollte die The Platform Group AG im Zeitpunkt der Eintragung des 

Formwechsels in das Handelsregister eigene Aktien halten, werden diese zu eigenen 

Aktien der The Platform Group SE & Co. KGaA. 

 

(9) Persönlich haftende Gesellschafterin der The Platform Group SE & Co. KGaA wird die 

The Platform Group Management SE mit Sitz in Düsseldorf, eingetragen im 

Handelsregister des Amtsgerichts Düsseldorf unter HRB 106526. Gemäß § 245 Abs. 2 

UmwG übernimmt die persönlich haftende Gesellschafterin die Rechtsstellung der 

Gründerin des Rechtsträgers neuer Rechtsform. Die persönlich haftende 

Gesellschafterin erhält im Zuge des Formwechsels keine über ihre 

Komplementärseigenschaft hinausgehende gesellschaftsrechtliche Beteiligung, 

insbesondere keine Kapitalbeteiligung an der The Platform Group SE & Co. KGaA; sie 

ist weder am Vermögen noch am Gewinn oder Verlust der The Platform Group SE & Co. 

KGaA beteiligt. 

 

(10) Besondere Rechte 

 

Besondere Rechte wie Anteile ohne Stimmrecht, Vorzugsaktien, 

Mehrstimmrechtsaktien, Schuldverschreibungen oder Genussrechte bestehen bei der 

Gesellschaft nicht.  

 

Rein vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die nachfolgend dargestellten 

Sachverhalte bestehen, und zwar unabhängig davon, ob es sich dabei um Rechte i.S.d. 

§ 194 Abs. 1 Nr. 5 UmwG handelt. 

 

Persönlich haftende Gesellschafterin 

 

Die The Platform Group Management SE, an der das Vorstandsmitglied  

Dr. Dominik Benner über die Benner Holding GmbH mittelbar zu 100 % beteiligt ist, wird 

der The Platform Group SE & Co. KGaA als alleinige persönlich haftende 

Gesellschafterin beitreten und die nach Gesetz und Satzung vorgesehenen Rechte und 
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Pflichten haben. Sie ist insbesondere zur Führung der Geschäfte und zur Vertretung der 

The Platform Group SE & Co. KGaA befugt. Die Geschäftsführungsbefugnis der The 

Platform Group Management SE umfasst dabei auch außergewöhnliche 

Geschäftsführungsmaßnahmen. Das Widerspruchsrecht der Kommanditaktionäre bei 

außergewöhnlichen Geschäftsführungsmaßnahmen nach § 164 Satz 1 HGB ist 

ausgeschlossen (Ziffer 12 Abs. 2 der Satzung der The Platform Group SE & Co. KGaA 

– Anlage 1). Beschlüsse der Hauptversammlung der The Platform Group SE & Co. 

KGaA, soweit sie Angelegenheiten betreffen, für die bei einer Kommanditgesellschaft 

das Einverständnis der persönlich haftenden Gesellschafterin und der 

Kommanditaktionäre erforderlich ist, bedürfen – entsprechend der gesetzlichen 

Regelung (§ 285 Abs. 2 Satz 1 AktG) – der Zustimmung der persönlich haftenden 

Gesellschafterin (Ziffer 24 Abs. 6 der Satzung der The Platform Group SE & Co. KGaA 

– Anlage 1). Auch Beschlüsse der Hauptversammlung zur Feststellung des 

Jahresabschlusses bedürfen – entsprechend der gesetzlichen Regelung (§ 286 Abs. 1 

Satz 2 AktG) – zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der persönlich haftenden 

Gesellschafterin (Ziffer 25 Abs. 4 der Satzung der The Platform Group SE & Co. KGaA 

– Anlage 1). Die persönlich haftende Gesellschafterin erhält von der  

The Platform Group SE & Co. KGaA für die Übernahme der Geschäftsführung der The 

Platform Group SE & Co. KGaA und der Haftung eine gewinn- und verlustunabhängige 

jährliche Vergütung in Höhe von 4 % des Grundkapitals der persönlich haftenden 

Gesellschafterin. Ihr werden zudem sämtliche Auslagen im Zusammenhang mit der 

Führung der Geschäfte der The Platform Group SE & Co. KGaA, einschließlich etwaiger 

Vergütungen der Organmitglieder der persönlich haftende Gesellschafterin, ersetzt 

(Ziffer 13) der Satzung der The Platform Group SE & Co. KGaA – Anlage 1). 

 

Organmitglieder 

 

Dr. Dominik Benner als amtierendes Mitglied des Vorstands der The Platform Group AG 

ist zugleich alleiniges Mitglied des Vorstands der The Platform Group Management SE 

sowie Alleingesellschafter der Benner Holding GmbH, die Alleinaktionärin der The 

Platform Group Management SE ist.  

 

Der Aufsichtsrat der The Platform Group SE & Co. KGaA wird aus vier Mitgliedern 

bestehen, die alle Anteilseignervertreter sind und von der Hauptversammlung gewählt 

werden (Ziffer 15 Abs. 1 der Satzung der The Platform Group SE & Co. KGaA – Anlage 

1). Sämtliche amtierenden Aufsichtsratsmitglieder der The Platform Group AG – 

Stefan Schütze (Aufsichtsratsvorsitzender), Florian Müller (stellvertretender 

Aufsichtsratsvorsitzender) und Dr. Olaf Hoppelshäuser - sowie der unter 

Tagesordnungspunkt 5 zur Wahl in den Aufsichtsrat der The Platform Group AG 

vorgeschlagene Herr Marcel Roessner werden gemäß nachfolgendem 

Tagesordnungspunkt 10 zur Wahl in den Aufsichtsrat der The Platform Group SE & Co. 

KGaA vorgeschlagen.  

 

Ferner sind die drei amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats der The Platform Group 

AG zugleich Mitglieder des Aufsichtsrats der The Platform Group Management SE. 
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Weiteres Mitglied des Aufsichtsrats der The Platform Group Management SE ist Marcel 

Roessner, der unter Tagesordnungspunkt 5 zur Wahl in den Aufsichtsrat der The 

Platform Group AG vorgeschlagen wird. 

 

(11) Ein Abfindungsgebot nach § 207 UmwG ist gemäß § 250 UmwG nicht abzugeben. 

 

(12) Folgen des Formwechsels für die Arbeitnehmer und ihre Vertretungen 

 

Der Formwechsel hat auf die Arbeitnehmer und ihre Arbeitsverhältnisse keine 

Auswirkungen. Der Formwechsel führt zu keinem Arbeitgeberwechsel; die 

Arbeitsverträge der Arbeitnehmer gelten unverändert fort. Das heißt, dass sämtliche 

Arbeitgeberpflichten aus den Arbeitsverhältnissen einschließlich sämtlicher etwaigen 

Pensionsverpflichtungen unverändert bestehen bleiben. Die Direktionsbefugnisse des 

Arbeitgebers werden nach dem Formwechsel von der The Platform Group SE & Co. 

KGaA, vertreten durch die persönlich haftende Gesellschafterin The Platform Group 

Management SE, ausgeübt. Änderungen ergeben sich hierdurch für die Arbeitnehmer 

nicht. Die Betriebszugehörigkeit wird durch den Formwechsel nicht unterbrochen.  

 

Bei der The Platform Group AG wurde kein Betriebsrat gewählt und demnach wurden 

keine Betriebsvereinbarungen geschlossen. Die The Platform Group AG ist zudem nicht 

an Tarifverträge gebunden. Bereits deshalb ergeben sich aus dem Formwechsel keine 

Veränderungen in Bezug auf Arbeitnehmervertretungen, Betriebsvereinbarungen und 

Tarifverträge. 

 

Im The Platform Group AG-Konzern besteht ein Betriebsrat nur für die Arbeitnehmer der 

Avocado Store GmbH in Hamburg. Dementsprechend gelten auch nur dort 

Betriebsvereinbarungen für Arbeitnehmer des The Platform Group AG-Konzerns. Diese 

Betriebsvereinbarungen werden durch den Formwechsel nicht berührt, sondern gelten 

für die Arbeitnehmer, die bislang von ihnen erfasst wurden, unverändert weiter. Auch im 

Übrigen kommt es durch den Formwechsel zu keinerlei betriebsverfassungsrechtlichen 

Änderungen. 

 

Der Aufsichtsrat der The Platform Group AG ist nicht mitbestimmt. In den Aufsichtsrat 

der The Platform Group AG wurden deshalb keine Arbeitnehmervertreter gewählt. 

Grundsätzlich wird der Aufsichtsrat der The Platform Group SE & Co. KGaA auch nach 

dem Formwechsel nicht der Mitbestimmung unterliegen, so dass weiterhin keine 

Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat gewählt werden. Sollte hingegen die Anzahl 

der Arbeitnehmer der The Platform Group AG vor Wirksamwerden des Formwechsels 

einen der für Zwecke der Arbeitnehmermitbestimmung relevanten Schwellenwert 

überschreiten, so würde sich der Aufsichtsrat der The Platform Group SE & Co. KGaA 

nach dem Formwechsel – und nach Durchführung eines Statusverfahrens (§§ 96 Abs. 

2, 97, 98 AktG) – zu einem Drittel oder zur Hälfte aus Arbeitnehmervertretern 

zusammensetzen. Im Zusammenhang mit dem Formwechsel sind keine Maßnahmen im 
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Sinne des § 194 Abs. 1 Nr. 7 UmwG vorgesehen, die Auswirkungen auf Arbeitnehmer 

der The Platform Group AG haben könnten. 

 

(13) Beendigung der Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder 

 

Das Amt der Aufsichtsratsmitglieder der The Platform Group AG endet mit 

Wirksamwerden des Formwechsels. 

 

b) Zustimmung der The Platform Group Management SE zum Beitritt als persönlich 

haftende Gesellschafterin der The Platform Group SE & Co. KGaA und Genehmigung 

der Satzung der The Platform Group SE & Co. KGaA gemäß Anlage 1 zu dieser 

Einladung zur Hauptversammlung durch die The Platform Group Management SE. 

 

Nach §§ 240 Abs. 2, 221 UmwG muss die The Platform Group Management SE dem 

Formwechsel zustimmen, ihren Beitritt erklären und die Satzung der The Platform Group 

SE & Co. KGaA genehmigen. Die Zustimmungs-, Beitritts- und Genehmigungserklärung 

bedarf der notariellen Beurkundung (§ 193 Abs. 3 Satz 1 UmwG). Die entsprechende 

Erklärung der The Platform Group Management SE zu ihrem Beitritt beziehungsweise 

zur Satzung soll wie folgt notariell beurkundet werden:   

 

„Die The Platform Group Management SE, die in der The Platform Group SE & Co. 

KGaA die Stellung als einzige persönlich haftende Gesellschafterin übernehmen soll, 

stimmt hiermit dem Formwechsel zu und erklärt ihren Beitritt als persönlich haftende 

Gesellschafterin der The Platform Group SE & Co. KGaA. Die The Platform Group 

Management SE genehmigt hiermit die unter diesem Tagesordnungspunkt 9 

beschlossene Satzung der The Platform Group SE & Co. KGaA mit dem sich aus Anlage 

1 zu dieser Einladung ergebenden Wortlaut (mit etwaigen Änderungen der Fassung der 

Satzung, die vom Aufsichtsrat gemäß der unter diesem Tagesordnungspunkt 9 erteilten 

Ermächtigung nach der Hauptversammlung beschlossen werden).“ 

 

Ein Beschluss der Hauptversammlung ist diesbezüglich nicht zu fassen. 

 

c) Erklärung der im Rahmen des Formwechsels neu beitretenden persönlich haftenden 

Gesellschafterin 

 

Vorstand und Aufsichtsrat weisen im Hinblick auf Tagesordnungspunkt 9 

(Beschlussfassung über Formwechsel der Gesellschaft in eine KGaA) darauf hin, dass 

nach § 197 Satz 1 UmwG in Verbindung mit §§ 278 Abs. 3, 30 Abs. 1 AktG die The 

Platform Group Management SE mit Sitz in Düsseldorf, die in ihrer Funktion als 

persönlich haftende Gesellschafterin der The Platform Group SE & Co. KGaA bei der 

Anwendung der Gründungsvorschriften des Aktiengesetzes die Rechtsstellung der 

Gründerin des Rechtsträgers neuer Rechtsform übernimmt (§ 245 Abs. 2 Satz 1 UmwG), 

den Abschlussprüfer für das erste Voll- oder Rumpfgeschäftsjahr zu bestellen hat. Im 

Zusammenhang mit dem Formwechselbeschluss unter Tagesordnungspunkt 9 soll 
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daher nach entsprechender Erklärung der The Platform Group Management SE 

Folgendes notariell protokolliert werden: 

 

„Nach Wirksamwerden des unter Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagenen 

Formwechsels der Gesellschaft in die Rechtsform der Kommanditgesellschaft auf Aktien 

soll die von der Hauptversammlung am 25. August 2025 unter Tagesordnungspunkt 4 

beschlossene Bestellung (Bestellung des Abschlussprüfers und des 

Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2025) für das Geschäftsjahr 2025 

fortbestehen.“ 

 

Ein Beschluss der Hauptversammlung ist diesbezüglich nicht zu fassen. 

 

 

10. Wahl des Aufsichtsrats der The Platform Group SE & Co. KGaA 

 

Mit Wirksamwerden des unter Tagesordnungspunkt 9 zur Beschlussfassung vorgeschlagenen 

Formwechsels erlischt das Amt der bisherigen Aufsichtsratsmitglieder, so dass eine Neuwahl 

der Aufsichtsratsmitglieder des Rechtsträgers neuer Rechtsform, also der The Platform Group 

SE & Co. KGaA, erforderlich ist. 

 

Der Aufsichtsrat der The Platform Group AG setzt sich derzeit gemäß §§ 95, 96 Abs. 1, 101 

Abs. 1 AktG i.V.m. § 11 Abs 1 der Satzung der The Platform Group AG aus fünf Vertretern der 

Anteilseigner zusammen. 

 

Nach dem Wirksamwerden des Formwechsels setzt sich der Aufsichtsrat der The Platform 

Group SE & Co. KGaA gemäß §§ 95, 96, 278 Abs. 3 AktG, § 15 Abs. 1 der Satzung der The 

Platform Group SE & Co. KGaA aus vier Vertretern der Anteilseigner zusammen. Dies gilt 

auch, wenn die Anzahl der Arbeitnehmer der The Platform Group AG vor Wirksamwerden des 

Formwechsels den für Zwecke der Arbeitnehmermitbestimmung relevanten Schwellenwert 

überschreiten sollte. In diesem Fall würden Arbeitnehmervertreter erst nach Durchführung 

eines Statusverfahrens (§§ 96 Abs. 2, 97, 98 AktG) in den Aufsichtsrat der The Platform Group 

SE & Co. KGaA aufgenommen (§ 31 AktG, § 197 UmwG). 

 

Vor diesem Hintergrund schlägt der Aufsichtsrat vor, zu beschließen:  

  

Folgende Personen werden für eine Amtszeit ab dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens des 

unter Tagesordnungspunkt 9 zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Formwechsels bis zur 

Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach 

Beginn der Amtszeit beschließt, wobei das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht 

mitgerechnet wird, zu Mitgliedern des Aufsichtsrats der der The Platform Group SE & Co. 

KGaA bestellt: 

 

a) Stefan Schütze, wohnhaft in Bodolz, Geschäftsführer der C3 Management GmbH; 
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b) Florian Müller, wohnhaft in Wiesbaden, geschäftsführender Gesellschafter der FM 

Ventures GmbH; 

 

c) Dr. Olaf Hoppelshäuser, wohnhaft in Dreieich, selbständiger Unternehmer und Berater;  

 

d) Marcel Roessner, wohnhaft München, selbständiger Unternehmer und Berater für den 

Bereich Luxus und Plattformgeschäft. 

 

ANLAGE 1 zu Tagesordnungspunkt 9 

  

Satzung der The Platform Group SE & Co. KGaA (mit Stand der Kapitalia zum Zeitpunkt 

der Einberufung):  

 

Satzung der 

 

The Platform Group SE & Co. KGaA  

 

mit dem Sitz in Düsseldorf 

 

I. 

Allgemeine Bestimmungen 

1. Firma und Sitz 

Die Firma der Gesellschaft lautet The Platform Group SE & Co. KGaA. 

2. Sitz 

Der Sitz der Gesellschaft ist in Düsseldorf. 

3. Gegenstand des Unternehmens 

3.1 Der Gegenstand des Unternehmens ist die Erbringung von Dienstleistungen im 

Bereich eCommerce, die Bereitstellung von Software sowie der Betrieb von 

Onlineplattformen in verschiedenen Branchen sowie die Verwaltung eigenen 

Vermögens. 

3.2 Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die zur Förderung 

des Gegenstands des Unternehmens der Gesellschaft notwendig und/oder nützlich 

erscheinen. Sie kann bebaute und unbebaute Grundstücke sowie grundstücksgleiche 

Rechte erwerben und veräußern. Die Gesellschaft ist ferner berechtigt, andere 

Unternehmen im In- und Ausland zu errichten, zu erwerben und sich an solchen zu 

beteiligen; sie kann Unternehmen, an denen sie beteiligt ist, ganz oder teilweise unter 

einer einheitlichen Leitung zusammenfassen, sich auf die Verwaltung der 

Beteiligungen ganz oder teilweise beschränken und sie durch Verkauf oder in sonstiger 

Weise verwerten. Sie kann ferner ihren Betrieb ganz oder teilweise Unternehmen, an 

denen sie beteiligt ist, überlassen. Die Gesellschaft ist berechtigt, im In- und Ausland 
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Zweigniederlassungen zu errichten und zu schließen. Sie ist auch zum Abschluss von 

Unternehmensverträgen jeglicher Art berechtigt. 

4. Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

5. Dauer der Gesellschaft 

Die Gesellschaft ist für unbestimmte Zeit errichtet. 

6. Bekanntmachungen 

Gesellschaftsblatt im Sinne des § 25 AktG ist ausschließlich der Bundesanzeiger. 

Bekanntmachungen, die nicht aufgrund Gesetzes oder der Satzung in den 

Gesellschaftsblättern bekannt zu machen sind (freiwillige Bekanntmachungen), 

können im Bundesanzeiger oder auf einer Website der Gesellschaft erfolgen. 

II. 

Grundkapital und Aktien 

7. Grundkapital 

7.1 Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 20.583.646,00 und ist eingeteilt in 

20.583.646 Stückaktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 1,00 je 

Aktie.  

7.2 Das Grundkapital der Gesellschaft ist in Höhe von EUR 20.583.646,00 gegen 

Sacheinlagen erbracht, und zwar durch Formwechsel der The Platform Group AG, 

Düsseldorf (Amtsgericht Düsseldorf HRB 91139), gemäß Beschluss der 

Hauptversammlung der The Platform Group AG vom 25. August 2025 in die 

Rechtsform der KGaA. Das Vermögen der The Platform Group AG ist nach Eintragung 

des Formwechsels Vermögen der Gesellschaft. 

7.3 Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 26. Juni 2029 um 

insgesamt bis zu EUR 9.228.959,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 

9.228.959 neuen Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2024). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. 

Die persönlich haftende Gesellschafterin ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der 

Ausschluss des Bezugsrechts ist dabei nur in folgenden Fällen zulässig: 

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an der 

Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die Nachfolger 

dieser Segmente), die ausgegebenen Aktien 20 % des Grundkapitals nicht 

übersteigen und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits 
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an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und 

Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich 

im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und alle 

eventuellen weiteren Voraussetzungen von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt 

sind. Auf den Betrag von 20 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der 

auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt 

ihrer Ausnutzung aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen unter 

Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, 

soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne dieser 

Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen Aktien durch 

einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, 

die neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten 

zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist;  

 

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, 

gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete 

Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch 

Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen 

Finanzinstrumenten;  

 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der 

Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach 

Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer 

Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde; 

 

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen; oder 

 

(v) in sonstigen Fällen, in denen ein Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen 

Interesse der Gesellschaft liegt. 

 

Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der 

Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Die persönlich haftende 

Gesellschafterin ist ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß § 186 

Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut, einem Wertpapierinstitut oder einem nach § 53 

Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das 

Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, 

sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen 

Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2024 abzuändern. 
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7.4 Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 620.000,00 durch Ausgabe von 

bis zu 620.000 neuen Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2022/1). Die 

bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Ausgabe von Aktien der 

Gesellschaft zur Bedienung von Bezugsrechten auf Aktien der Gesellschaft 

(Aktienoptionen), die an Mitglieder des Vorstands der persönlich haftenden 

Gesellschafterin, an Mitglieder der Geschäftsführung von verbundenen Unternehmen 

der Gesellschaft sowie an Arbeitnehmer der Gesellschaft und von verbundenen 

Unternehmen der Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung 

vom 24. Juni 2022 gemäß dem Beschluss zu Tagesordnungspunkt 5 ausgegeben 

wurden oder werden. 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie gemäß dem 

Aktienoptionsprogramm 2022 nach Maßgabe des Beschlusses der Hauptversammlung 

vom 24. Juni 2022 zu Tagesordnungspunkt 5 Aktienoptionen ausgegeben wurden oder 

werden, die Inhaber der Aktienoptionen von ihrem Ausübungsrecht Gebrauch machen 

und soweit nicht andere Erfüllungsformen (z.B. Erfüllung in Geld oder Bedienung mit 

eigenen Aktien) eingesetzt werden, wobei für die Gewährung und Abwicklung von 

Aktienoptionen an Mitglieder des Vorstands der persönlich haftenden Gesellschafterin 

ausschließlich der Aufsichtsrat zuständig ist. 

 

Die neuen Stückaktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahrs an, in dem sie durch 

Ausübung der Aktienoptionen entstehen, am Gewinn teil. Soweit rechtlich zulässig, 

kann die Gewinnbeteiligung hiervon und von § 60 Abs. 2 AktG abweichend, auch für 

ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, festgelegt werden.  

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung von § 5 der Satzung nach vollständiger 

oder teilweiser Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2022/1 

entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung oder nach Ablauf der 

Ermächtigungsfrist anzupassen. 

 

7.5 Das Grundkapital ist um bis zu EUR 9.937.535,00 durch Ausgabe von bis zu 9.937.535 

neuen Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des letzten Geschäftsjahrs, für 

das noch kein Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde, bedingt erhöht 

(Bedingtes Kapital 2024). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Bedienung von 

Schuldverschreibungen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 27. Juni 2024 unter Tagesordnungspunkt 7 ausgegeben 

werden. Dabei wird die bedingte Kapitalerhöhung nur insoweit durchgeführt, wie 

 

(i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder von 

Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder 

ihr nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung 

vom 27. Juni 2024 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 26. Juni 2029 

ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- oder Bezugsrecht Gebrauch machen 
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und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus 

diesem Bedingten Kapital 2024 zu bedienen, oder 

 

(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder 

Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihren nachgeordneten 

Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom 27. Juni 2024 

gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 26. Juni 2029 ausgegeben wurden, 

ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich entschließt, die 

Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 2024 zu bedienen. 

 

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbeschlusses 

der Hauptversammlung vom 27. Juni 2024 unter Tagesordnungspunkt 7, d.h. 

insbesondere zu mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der 

Gesellschaft an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung der 

persönlich haftenden Gesellschafterin über die Ausgabe der Schuldverschreibungen 

in der Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder 

einem von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein 

XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse, an der 

in diesen zehn Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in 

Summe gehandelt wurden, vor der Beschlussfassung der persönlich haftenden 

Gesellschafterin über die Ausgabe der jeweiligen Schuldverschreibungen unter 

Berücksichtigung von Anpassungen gemäß der im Beschluss der vorgenannten 

Hauptversammlung bestimmten Verwässerungsschutzregeln. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen 

Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2024 abzuändern. 

 

8. Kapitalmaßnahmen 

Bei Ausgabe neuer Aktien kann der Beginn der Gewinnbeteiligung abweichend von 

§ 60 Abs. 2 AktG festgelegt werden. Dies gilt auch bei der Ausgabe neuer Aktien im 

Wege der Ausnutzung eines genehmigten Kapitals. 

9. Namensaktien, Form der Aktienurkunden 

9.1 Die Aktien lauten auf den Namen. Dies gilt auch bei Kapitalerhöhungen, falls nichts 

anderes beschlossen wird. Die Aktionäre haben der Gesellschaft zur Eintragung in das 

Aktienregister die gesetzlich vorgeschriebenen Angaben zu machen; E-Mailadressen 

und ihre jeweiligen Änderungen sollen zur Erleichterung der Kommunikation 

angegeben werden. Mitzuteilen ist ferner, inwieweit die Aktien demjenigen, der als 

Aktionär im Aktienregister eingetragen werden soll, gehören. 

9.2 Die Form der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine 

bestimmt die persönlich haftende Gesellschafterin. Das Gleiche gilt für 

Schuldverschreibungen und Zinsscheine. 
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9.3 Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihres Anteils ist ausgeschlossen. Ebenso 

ist der Anspruch des Aktionärs auf Ausgabe von Gewinnanteils- und 

Erneuerungsscheinen ausgeschlossen. Die Aktien werden in einer oder mehreren 

Sammelurkunden verbrieft, die bei den in § 10 Abs. 1 Nr. 2 AktG genannten Stellen zu 

hinterlegen sind. 

III. 

Persönlich haftende Gesellschafterin, Geschäftsführung, Vertretung 

10. Persönlich haftende Gesellschafterin 

10.1 Persönlich haftende Gesellschafterin ohne Vermögenseinlage ist die The Platform 

Group Management SE mit Sitz in Düsseldorf (in dieser Satzung vorstehend und 

nachfolgend auch als „persönlich haftende Gesellschafterin“ bezeichnet). 

10.2 Die persönlich haftende Gesellschafterin ist zur Erbringung einer Vermögenseinlage 

gemäß § 281 Abs. 2 AktG weder berechtigt noch verpflichtet. Sie ist weder am 

Vermögen der Gesellschaft (einschließlich der stillen Reserven) noch an deren Gewinn 

oder Verlust oder Liquidationserlös beteiligt. 

11. Vertretung 

11.1 Die Gesellschaft wird durch die persönlich haftende Gesellschafterin vertreten. 

11.2 Gegenüber der persönlich haftenden Gesellschafterin wird die Gesellschaft durch den 

Aufsichtsrat vertreten. 

11.3 Die persönlich haftende Gesellschafterin ist von den Beschränkungen des § 181 2. Alt. 

BGB befreit; § 112 AktG bleibt unberührt.  

12. Geschäftsführung 

12.1 Die Geschäftsführung obliegt allein der persönlich haftenden Gesellschafterin. 

12.2 Die persönlich haftende Gesellschafterin ist befugt, auch Handlungen vorzunehmen, 

die über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb hinausgehen. Das Widerspruchs- bzw. 

Zustimmungsrecht der Kommanditaktionäre in der Hauptversammlung zu 

außergewöhnlichen Geschäftsführungsmaßnahmen ist ausgeschlossen. 

12.3 Die persönlich haftende Gesellschafterin, ihre Geschäftsführer und ihre Gesellschafter 

sind von den Beschränkungen des § 284 AktG (Wettbewerbsverbot) befreit.  

13. Vergütung, Aufwendungsersatz 

13.1 Die persönlich haftende Gesellschafterin erhält für ihre Geschäftsführungstätigkeit und 

die Übernahme ihres persönlichen Haftungsrisikos eine gewinn- und 

verlustunabhängige jährliche Vergütung in Höhe von 4 % ihres Grundkapitals, 

zuzüglich einer etwaig geschuldeten Umsatzsteuer.  
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13.2 Der persönlich haftenden Gesellschafterin werden zudem sämtliche Auslagen im 

Zusammenhang mit der Führung der Geschäfte der Gesellschaft, einschließlich der 

Vergütung ihrer Organmitglieder, ersetzt. Die persönlich haftende Gesellschafterin 

rechnet ihre Aufwendungen grundsätzlich monatlich ab; sie kann Vorschuss verlangen. 

13.3 Sämtliche Bezüge, die die persönlich haftende Gesellschafterin gemäß vorstehend 

Ziffern 13.1 und 13.2 erhält, gelten – ungeachtet etwa abweichender steuerlicher 

Vorschriften – im Verhältnis zu den Kommanditaktionären als Aufwand der 

Gesellschaft. 

13.4 Die persönlich haftende Gesellschafterin und ihre Organmitglieder werden in eine im 

Interesse der Gesellschaft von dieser in angemessener Höhe unterhaltene 

Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung einbezogen, soweit eine solche besteht. 

Die Prämien hierfür entrichtet die Gesellschaft. 

14. Ausscheiden der persönlich haftenden Gesellschafterin 

14.1 Die Stellung der The Platform Group Management SE als persönlich haftende 

Gesellschafterin besteht unabhängig von einer Vermögenseinlage auf das 

Grundkapital der Gesellschaft oder in sonstiger Form. Die zwingenden gesetzlichen 

Ausscheidensgründe für die persönlich haftende Gesellschafterin bleiben unberührt.  

14.2 Scheidet die persönlich haftende Gesellschafterin aus der Gesellschaft aus oder ist ein 

solches Ausscheiden abzusehen, ist der Aufsichtsrat der Gesellschaft berechtigt und 

verpflichtet, unverzüglich bzw. zum Zeitpunkt des Ausscheidens der persönlich 

haftenden Gesellschafterin eine Kapitalgesellschaft, deren sämtliche Anteile von der 

Gesellschaft gehalten werden, als neue persönlich haftende Gesellschafterin in die 

Gesellschaft aufzunehmen. Scheidet die persönlich haftende Gesellschafterin aus der 

Gesellschaft aus, ohne dass gleichzeitig eine solche neue persönlich haftende 

Gesellschafterin aufgenommen worden ist, wird die Gesellschaft übergangsweise von 

den Kommanditaktionären allein fortgesetzt. Der Aufsichtsrat hat in diesem Fall 

unverzüglich die Bestellung eines Notvertreters zu beantragen, der die Gesellschaft 

bis zur Aufnahme einer neuen persönlich haftenden Gesellschafterin gemäß 

vorstehend Satz 1 dieser Ziffer 14.2 vertritt, insbesondere bei Erwerb bzw. Gründung 

dieser neuen persönlich haftenden Gesellschafterin. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, 

die Fassung der Satzung entsprechend dem Wechsel der persönlich haftenden 

Gesellschafterin zu berichtigen. 

14.3 Im Falle der Fortsetzung der Gesellschaft gemäß vorstehend Ziffer 14.2 oder falls alle 

Anteile an der persönlich haftenden Gesellschafterin unmittelbar oder mittelbar von der 

Gesellschaft gehalten werden, entscheidet eine außerordentliche oder die nächste 

Hauptversammlung über den Formwechsel der Gesellschaft in eine Aktiengesellschaft. 

Für den Beschluss über diesen Formwechsel ist die einfache Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen ausreichend. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist 

verpflichtet, einem solchen Formwechselbeschluss der Hauptversammlung 

zuzustimmen. 
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IV. 

Aufsichtsrat 

15. Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung 

15.1 Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern, soweit nicht gesetzlich zwingend eine 

höhere Zahl vorgeschrieben ist. 

15.2 Die Aufsichtsratsmitglieder werden – soweit nicht zwingend anders gesetzlich 

bestimmt – für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung gewählt, die über 

ihre Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. 

Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Die 

Hauptversammlung kann auch eine kürzere Amtszeit bestimmen. Scheidet ein von der 

Hauptversammlung gewähltes Mitglied vor Ablauf seiner Amtsdauer aus dem 

Aufsichtsrat aus, so soll für dieses ein Nachfolger durch das Gericht bestellt oder in 

einer außerordentlichen Hauptversammlung bzw. der nächsten ordentlichen 

Hauptversammlung eine Neuwahl vorgenommen werden, es sei denn, dass für das 

ausgeschiedene Mitglied ein Ersatzmitglied nachrückt. Die Bestellung bzw. Wahl des 

Nachfolgers eines vor Ablauf der Amtszeit – gleich aus welchem Grunde - 

ausgeschiedenen Mitglieds erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen 

Mitglieds, soweit das Gericht bzw. die Hauptversammlung die Amtszeit des 

Nachfolgers nicht abweichend festlegt.  

15.3 Gleichzeitig mit den ordentlichen Aufsichtsratsmitgliedern können für ein oder mehrere 

bestimmte Aufsichtsratsmitglieder Ersatzmitglieder gewählt werden. Die 

Ersatzmitglieder werden nach einer bei der Wahl festzulegenden Reihenfolge 

Mitglieder des Aufsichtsrats, wenn Aufsichtsratsmitglieder, als deren Ersatzmitglieder 

sie gewählt wurden, vor Ablauf der Amtszeit aus dem Aufsichtsrat ausscheiden. Tritt 

ein Ersatzmitglied an die Stelle des Ausgeschiedenen, so erlischt sein Amt, falls in der 

nächsten oder übernächsten Hauptversammlung nach Eintritt des Ersatzfalls eine 

Neuwahl für den Ausgeschiedenen stattfindet, mit der Beendigung dieser 

Hauptversammlung, andernfalls mit Ablauf der restlichen Amtszeit des 

ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. Eine Person kann für mehrere 

Aufsichtsratsmitglieder zum Ersatzmitglied bestellt werden. Im Fall einer vor Ablauf der 

Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds stattfindenden Neuwahl lebt die 

ursprüngliche Ersatzmitgliedschaft eines für mehrere Aufsichtsratsmitglieder bestellten 

und für das ausgeschiedene Mitglied in den Aufsichtsrat nachgerückten 

Ersatzmitglieds wieder auf. Das ausgeschiedene Ersatzmitglied nimmt unter mehreren 

bestellten Ersatzmitgliedern seine ursprüngliche Position ein. 

15.4 Ständiger Vertreter des Aufsichtsrats gegenüber Dritten, insbesondere gegenüber 

Gerichten und Behörden sowie gegenüber der persönlich haftenden Gesellschafterin, 

ist der Vorsitzende oder, im Falle seiner Verhinderung, dessen Stellvertreter. 
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15.5 Jedes Mitglied und jedes Ersatzmitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt durch eine an 

die persönlich haftende Gesellschafterin zu richtende schriftliche Erklärung jederzeit 

mit einer Frist von zwei Wochen niederlegen, bei Angabe eines wichtigen Grundes 

oder wenn alle anderen Aufsichtsratsmitglieder zustimmen, auch ohne Einhaltung 

einer Frist.  

16. Vorsitzender, Stellvertreter 

16.1 Der Aufsichtsrat wählt im Anschluss an die Hauptversammlung, mit deren Ablauf das 

Amt des vorherigen Aufsichtsratsvorsitzenden endete oder wenn aus sonstigen 

Gründen kein Aufsichtsratsvorsitzender bestimmt ist, in einer ohne besondere 

Einberufung stattfindenden Sitzung oder durch Beschlussfassung außerhalb einer 

Sitzung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Die Sitzung bzw. 

die Beschlussfassung wird von dem an Lebensjahren ältesten Aufsichtsratsmitglied 

geleitet. Die Amtszeit des Vorsitzenden und des Stellvertreters entspricht, soweit bei 

der Wahl nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, ihrer Amtszeit als Mitglieder des 

Aufsichtsrats.  

16.2 Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden in dessen Namen von dem Vorsitzenden 

und, in dessen Verhinderungsfall (dies umfasst auch Urlaubsabwesenheit), vom 

stellvertretenden Vorsitzenden abgegeben. Entsprechendes gilt für die 

Entgegennahme von Erklärungen, die an den Aufsichtsrat gerichtet sind. 

16.3 Andere Änderungen in der Zusammensetzung des Aufsichtsrats, wenn nicht der 

Vorsitzende oder der Stellvertreter ausscheidet, erfordern keine Neuwahl des 

Vorsitzenden oder Stellvertretenden. Ihre Amtszeit wird dadurch nicht beeinflusst. 

17. Beschlüsse 

17.1 Für Einberufung, Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung des Aufsichtsrats und 

seiner Ausschüsse gelten die nachfolgenden Bestimmungen; in einer 

Geschäftsordnung können ergänzende Bestimmungen getroffen werden. 

17.2 Aufsichtsratsbeschlüsse werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Außerhalb von 

Sitzungen können Aufsichtsratsbeschlüsse auch schriftlich, fernmündlich oder durch 

andere vergleichbare Formen der Beschlussfassung (etwa durch Telefax, per E-Mail 

oder im Rahmen einer Videokonferenz) oder durch eine kombinierte Beschlussfassung 

erfolgen, ein Widerspruchsrecht der Mitglieder des Aufsichtsrats gegen die Formen der 

Beschlussfassung, die in dieser Ziffer genannt sind, besteht nicht. 

17.3 Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden unter Angabe der 

Tagesordnung mit einer Frist von 21 Tagen (im Falle eines Einberufungsverlangens 

mit einer Frist von 14 Tagen) in Textform im Sinne des § 126b BGB einberufen. Bei 

der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag 

der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist 

angemessen abkürzen und per E-Mail, mündlich, fernmündlich oder telegrafisch 
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einberufen. Eine Frist von vier Tagen gilt immer als angemessen im Fall einer 

Verkürzung. 

17.4 Der Aufsichtsrat muss mindestens zwei Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten. Der 

Aufsichtsrat ist ferner zu Sitzungen einzuberufen, wenn eine geschäftliche 

Veranlassung dazu vorliegt. 

17.5 Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Aufsichtsratsvorsitzenden, im Falle 

seiner Verhinderung von seinem Stellvertreter geleitet. Der Vorsitzende bestimmt die 

Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die 

Art und Reihenfolge der Abstimmungen. Zu Gegenständen der Tagesordnung, die 

nicht rechtzeitig bekannt gegeben worden sind, kann nur Beschluss gefasst werden, 

wenn kein Mitglied dem Verfahren widerspricht. Abwesenden Mitgliedern ist in einem 

solchen Fall innerhalb einer vom Vorsitzenden zu bestimmenden angemessenen Frist 

Gelegenheit zu geben, der Beschlussfassung nachträglich zu widersprechen. 

17.6 An den Sitzungen des Aufsichtsrats soll die persönlich haftende Gesellschafterin auf 

Einladung des Aufsichtsratsvorsitzenden teilnehmen. Der Aufsichtsrat kann zu seinen 

Sitzungen auch Sachverständige und Aufsichtspersonen zur Beratung über einzelne 

Gegenstände hinzuziehen. Ob solche Personen beizuziehen sind, entscheidet der 

Aufsichtsrat mit der Mehrheit seiner Stimmen. 

17.7 Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß 

eingeladen sind und wenn die Hälfte oder mehr als die Hälfte der Mitglieder, aus denen 

er nach Gesetz oder Satzung zu bestehen hat, mindestens jedoch drei Mitglieder, an 

der Beschlussfassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der 

Beschlussfassung teil, wenn es sich in den Abstimmungen der Stimme enthält. 

Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können dadurch an der Beschlussfassung 

teilnehmen, dass sie schriftliche Stimmabgaben durch andere Aufsichtsratsmitglieder 

überreichen lassen. Personen, die nicht dem Aufsichtsrat angehören, dürfen nicht 

anstelle von verhinderten Aufsichtsratsmitgliedern an den Sitzungen des Aufsichtsrats 

teilnehmen. 

17.8 Soweit das Gesetz oder die Satzung keine größere Mehrheit bestimmen, bedürfen 

Beschlüsse des Aufsichtsrats der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit 

entscheidet auch bei Wahlen die Stimme des Vorsitzenden oder, falls der Vorsitzende 

nicht an der Beschlussfassung teilnimmt, die Stimme des Stellvertreters. 

17.9 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift 

anzufertigen, die vom Sitzungsvorsitzenden zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift 

über schriftlich, fernmündlich, per Telefax, E-Mail, Videokonferenz oder in einer 

kombinierten Beschlussfassung gefasste Beschlüsse hat der Vorsitzende des 

Aufsichtsrats oder der gewählte Leiter der Beschlussfassung zu unterzeichnen und 

allen Aufsichtsratsmitgliedern zuzuleiten. 
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18. Rechte und Pflichten, Geschäftsordnung und Änderungen der 

Satzungsfassung 

18.1 Der Aufsichtsrat hat die sich aus zwingenden Rechtsvorschriften und aus der Satzung 

ergebenden Rechte und Pflichten. 

18.2 Im Rahmen der zwingenden gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser 

Satzung kann sich der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung geben. 

18.3 Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung der persönlich haftenden Gesellschafterin 

zu überwachen. Er kann Bücher und Schriften sowie die Vermögensgegenstände der 

Gesellschaft einsehen und prüfen. 

18.4 Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bilden und ihnen, soweit gesetzlich 

zulässig, auch Entscheidungsbefugnisse übertragen. Für die Tätigkeit der Ausschüsse 

gilt Ziffer 17 entsprechend. 

18.5 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur deren 

Fassung betreffen, insbesondere auch Änderungen der Angaben über das 

Grundkapital entsprechend dem jeweiligen Umfang der Kapitalerhöhungen aus 

bedingtem und genehmigtem Kapital bzw. der Kapitalherabsetzungen auf Grund der 

Einziehung von Aktien. 

19. Vergütung 

19.1 Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält jährlich eine feste Vergütung in Höhe von 

EUR 30.000,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält den doppelten Betrag und 

dessen Stellvertreter den anderthalbfachen Betrag. Die Vergütung ist zum Ende eines 

jeden Geschäftsjahrs fällig und zahlbar.  

19.2 Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils eines Geschäftsjahres dem 

Aufsichtsrat angehören oder das Amt des Vorsitzenden oder des Stellvertreters 

innehaben, erhalten eine entsprechende anteilige Vergütung. 

19.3 Die Gesellschaft sorgt dafür, dass zu Gunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine 

Haftpflichtversicherung mit Selbstbehalt besteht. Die Gesellschaft erstattet den 

Aufsichtsratsmitgliedern über die Vergütung gemäß vorstehenden Absätzen hinaus die 

ihnen bei der Ausübung ihres Aufsichtsratsmandates vernünftigerweise entstehenden 

Auslagen sowie die etwa auf ihre Vergütung und Auslagen zu entrichtende 

Umsatzsteuer. 

19.4 § 113 Abs. 2 AktG bleibt unberührt. 

20. Verschwiegenheitspflicht der Aufsichtsratsmitglieder 

Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- 

oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit bekannt geworden sind, 

haben die Aufsichtsratsmitglieder Stillschweigen zu bewahren. Bei Sitzungen des 



 

 Seite 31 / 44 

Aufsichtsrats anwesende Personen, die nicht Aufsichtsratsmitglieder sind, sind zur 

Verschwiegenheit ausdrücklich zu verpflichten, soweit eine solche Verpflichtung nicht 

schon besteht. 

V. 

Hauptversammlung 

21. Ort der Versammlung, Einberufung 

21.1 Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate eines 

jeden Geschäftsjahres statt. Außerordentliche Hauptversammlungen sind 

einzuberufen, wenn es im Interesse der Gesellschaft erforderlich erscheint oder 

notwendig ist. 

21.2 Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder am Sitz einer deutschen 

Wertpapierbörse statt. 

21.3 Die Hauptversammlung wird von der persönlich haftenden Gesellschafterin oder, in 

den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen, durch den Aufsichtsrat einberufen. Das 

gesetzliche Recht anderer Personen zur Einberufung bleibt unberührt. Sie findet nach 

Wahl des einberufenden Organs am Sitz der Gesellschaft oder am Sitz einer 

deutschen Wertpapierbörse statt.  

21.4 Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt durch Bekanntmachung in den 

Gesellschaftsblättern. Die Einberufung muss mindestens dreißig Tage vor dem Tag, 

bis zu dessen Ablauf sich die Kommanditaktionäre gemäß dieser Satzung vor der 

Hauptversammlung anzumelden haben, bekannt gemacht werden. 

21.5 Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt, in der Zeit bis zum 24. August 

2030 die Hauptversammlung auch als Versammlung ohne physische Präsenz der 

Kommanditaktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung 

(virtuelle Hauptversammlung) einzuberufen sowie die Bestimmungen zum Umfang und 

zum Verfahren einer solchen virtuellen Hauptversammlung zu treffen. Diese werden 

mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.  

21.6 Die Hauptversammlung kann auszugsweise oder vollständig in Bild und Ton 

übertragen werden. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die 

Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat. Die persönlich haftende Gesellschafterin 

entscheidet über Form, Umfang und gegebenenfalls über Zugangsbeschränkungen 

der Übertragung. Die Form der Übertragung ist in der Einberufung bekannt zu geben.  

22. Teilnahmerecht 

22.1 Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 

diejenigen Kommanditaktionäre berechtigt, die im Aktienregister eingetragen sind und 

sich rechtzeitig angemeldet haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft oder den 

sonst in der Einladung bezeichneten Stellen in Textform in deutscher oder englischer 
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Sprache mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen. In der 

Einberufung kann eine kürzere in Tagen bemessene Frist vorgesehen werden.  

22.2 Die Mitglieder des Aufsichtsrats der Gesellschaft und die persönlich haftende 

Gesellschafterin bzw. die Mitglieder des Vorstands der persönlich haftenden 

Gesellschafterin sollen an der Hauptversammlung persönlich teilnehmen. Ist einem 

Aufsichtsratsmitglied die Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung nicht möglich, 

so kann es an der Hauptversammlung auch im Wege der Bild- und Tonübertragung 

teilnehmen, insbesondere wenn das betroffene Mitglied: 

a)  seinen Wohnsitz außerhalb der Bundesrepublik Deutschland hat oder 

b)  versichert, aus persönlichen oder beruflichen Gründen verhindert zu sein. 

22.3 Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt vorzusehen, dass 

Kommanditaktionäre auch ohne selbst vor Ort anwesend oder vertreten zu sein an der 

Hauptversammlung teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder 

teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme) 

sowie Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren eine solche Teilnahme und 

Rechteausübung zu treffen. Die Bestimmungen werden mit der Einberufung der 

Hauptversammlung bekannt gemacht. 

23. Leitung der Hauptversammlung; Beschränkung des Frage- und Rederechts der 

Kommanditaktionäre in der Hauptversammlung 

23.1 Die Leitung der Hauptversammlung obliegt dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats, im 

Falle seiner Verhinderung oder, wenn der Aufsichtsratsvorsitzende sein Amt aus 

sonstigen Gründen nicht wahrnimmt, seinem Stellvertreter. Sind beide verhindert oder 

nehmen das Amt aus sonstigen Gründen nicht wahr, kann der Aufsichtsrat durch einen 

vor oder während der Hauptversammlung gefassten Beschluss einen 

Versammlungsleiter bestimmen. Macht der Aufsichtsrat hiervon keinen Gebrauch, 

kann auch ein einzelnes Aufsichtsratsmitglied einen Versammlungsleiter bestimmen. 

Machen mehrere Aufsichtsratsmitglieder hiervon Gebrauch, gilt die Bestimmung durch 

das an Lebensjahren älteste Aufsichtsratsmitglied. Erfolgt eine Bestimmung auch nicht 

durch ein einzelnes Aufsichtsratsmitglied, wird der Versammlungsleiter aus der Mitte 

der Kommanditaktionäre durch die Hauptversammlung unter Leitung des anwesenden 

Kommanditaktionärs, der die meisten Stimmen vertritt, gewählt. 

23.2 Der Versammlungsleiter leitet die Hauptversammlung und bestimmt die Reihenfolge, 

in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die Art und 

Reihenfolge der Abstimmungen.  

23.3 Der Versammlungsleiter hat das Recht, das Frage- und Rederecht der 

Kommanditaktionäre zeitlich nach der Maßgabe des Folgenden zu beschränken: 

(i) Ist nach der in der Hauptversammlung zur Behandlung anstehenden 

Tagesordnung nur über einzelne oder mehrere der Gegenstände Verwendung 
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des Bilanzgewinns, Entlastung der persönlich haftenden Gesellschafterin, 

Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats, Wahl des Abschlussprüfers und 

Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien Beschluss zu fassen, kann der 

Versammlungsleiter das Rede- und Fragerecht der Kommanditaktionäre in 

solcher Weise zeitlich beschränken, dass die Hauptversammlung insgesamt 

nicht länger als sechs Stunden dauert. Bei der Berechnung der Dauer der 

Hauptversammlung bleiben die Zeiträume außer Betracht, die auf 

Unterbrechungen der Hauptversammlung und die Rede der persönlich 

haftenden Gesellschafterin sowie die Ausführungen des Versammlungsleiters 

vor Beginn der Generaldebatte entfallen. 

(ii) Ist nach der in der Hauptversammlung zur Behandlung anstehenden 

Tagesordnung auch über andere Gegenstände als nach (i) Beschluss zu 

fassen, kann der Versammlungsleiter das Rede- und Fragerecht der 

Kommanditaktionäre in solcher Weise zeitlich beschränken, dass die 

Hauptversammlung insgesamt nicht länger als zehn Stunden dauert. (i) Satz 2 

gilt entsprechend. 

(iii) Der Versammlungsleiter kann die Rede- und Fragezeit eines 

Kommanditaktionärs je Wortmeldung auf 15 Minuten beschränken und wenn 

sich im Zeitpunkt der Worterteilung an den Kommanditaktionär mindestens drei 

weitere Redner angemeldet haben, auf zehn Minuten. Der Versammlungsleiter 

kann die (zusammengefasste) Rede- und Fragezeit, die einem 

Kommanditaktionär während der Versammlung insgesamt zusteht, auf 45 

Minuten beschränken, auch unter Anrechnung von Wortmeldungen, die 

erfolgten, bevor diese Beschränkung erklärt wurde, wobei die 

(zusammengefasste) Rede- und Fragezeit, die einem Kommanditaktionär nach 

Ausspruch dieser Beschränkung zusteht, wenigstens noch zehn Minuten 

betragen muss. 

(iv) Die Beschränkungen nach (i) bis (iii) können vom Versammlungsleiter jederzeit, 

auch zu Beginn der Versammlung angeordnet werden. Der 

Versammlungsleiter hat bei der Ausübung des ihm eingeräumten Ermessens 

die konkreten Umstände der Hauptversammlung zu beachten. Er hat sich 

insbesondere an den Geboten der Sachdienlichkeit, der Verhältnismäßigkeit 

und der Gleichbehandlung zu orientieren. Bei Einhaltung der Maßstäbe in (i) 

bis (iii) wird vermutet, dass die Voraussetzungen von Satz 2 und 3 dieses (iv) 

eingehalten sind. 

(v) Beschränkungen nach Maßgabe der vorstehenden Ziffern i) bis iv) gelten als 

angemessen im Sinne des § 131 Abs. 2 Satz 2 AktG. 

23.4 Unabhängig von dem Recht des Versammlungsleiters, das Frage- und Rederecht der 

Kommanditaktionäre nach Maßgabe von Abs. 3 zu beschränken, kann der 

Versammlungsleiter um 22:30 Uhr des Versammlungstags den Debattenschluss 
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anordnen und mit den Abstimmungen zu den Tagesordnungspunkten beginnen. Nach 

Anordnung des Debattenschlusses sind weitere Fragen nicht mehr zulässig. 

23.5 Das Recht des Versammlungsleiters, das Rede- und Fragerecht der 

Kommanditaktionäre über die Bestimmungen in Abs. 3 und 4 hinaus nach Maßgabe 

der gesetzlichen Bestimmungen oder nach Maßgabe sonstiger in der Rechtsprechung 

anerkannter Grundsätze einzuschränken, bleibt von den Regelungen in Abs. 3 und 4 

unberührt. 

24. Beschlussfassung in der Hauptversammlung 

24.1 Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

24.2 Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende gesetzliche 

Vorschriften oder die Bestimmungen dieser Satzung entgegenstehen, mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, sofern das Gesetz außer der Stimmmehrheit 

eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der 

Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst. Stimmenthaltungen gelten als 

nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

24.3 Bei Wahlen, in denen der Versammlungsleiter entscheidet, mehrere Kandidaten 

gleichzeitig in einem Wahlvorgang zur Abstimmung zu stellen, gilt derjenige als gewählt, 

der die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

24.4 Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Gesellschaft kann 

einen oder mehrere Mitarbeiter der Gesellschaft als Stimmrechtsvertreter zur 

Verfügung stellen. Soweit gesetzlich nicht zwingend etwas anderes vorgeschrieben ist, 

sind die Vollmachten schriftlich oder auf einem anderen von der Gesellschaft näher zu 

bestimmenden Weg zu erteilen. Sofern neben der Schriftform gemäß dem 

vorangehenden Satz eine andere Form der Vollmachtserteilung zugelassen werden 

soll, ist dies zusammen mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu 

machen oder den Aktionären auf eine in der Einladung zur Hauptversammlung bekannt 

gegebenen Weise zugänglich zu machen, andernfalls verbleibt es, soweit gesetzlich 

nicht zwingend etwas anderes gilt, bei der Schriftform. Die Regelung über die Form 

von Vollmachten in diesem Absatz erstreckt sich nicht auf die Form der Erteilung von 

Vollmachten an Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und diesen 

durch das Aktiengesetz gleichgestellte Personen (§135 AktG). 

24.5 Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt vorzusehen, dass 

Kommanditaktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der Hauptversammlung 

teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen 

(Briefwahl) sowie Bestimmungen zum Verfahren zu treffen. Die Bestimmungen werden 

mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 

24.6 Die Beschlüsse der Hauptversammlung bedürfen der Zustimmung der persönlich 

haftenden Gesellschafterin, soweit sie Angelegenheiten betreffen, für die bei einer 

Kommanditgesellschaft das Einverständnis der persönlich haftenden Gesellschafter 
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und der Kommanditisten erforderlich ist. § 285 Abs. 2 Satz 2 AktG bleibt unberührt. 

Soweit die Beschlüsse der Hauptversammlung der Zustimmung der persönlich 

haftenden Gesellschafterin bedürfen, erklärt diese in der Hauptversammlung, ob den 

Beschlüssen zugestimmt wird oder ob diese abgelehnt werden. 

VI. 

Jahresabschluss, Gewinnverwendung 

25. Rechnungslegung 

25.1 Die persönlich haftende Gesellschafterin hat den Jahresabschluss und, soweit 

gesetzlich vorgeschrieben, den Lagebericht sowie, soweit gesetzlich vorgeschrieben, 

den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht für das jeweils vorangegangene 

Geschäftsjahr innerhalb der gesetzlichen Fristen aufzustellen und diese Unterlagen 

unverzüglich dem Aufsichtsrat und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat die 

persönlich haftende Gesellschafterin dem Aufsichtsrat einen Vorschlag vorzulegen, 

den sie der Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns machen will. 

25.2 Der Aufsichtsrat erteilt den Auftrag zur Prüfung durch den Abschlussprüfer. Vor der 

Zuleitung des Prüfungsberichts des Abschlussprüfers an den Aufsichtsrat ist der 

persönlich haftenden Gesellschafterin Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

25.3 Die persönlich haftende Gesellschafterin kann bei Aufstellung des Jahresabschlusses 

Beträge bis zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstellen. 

Sie ist darüber hinaus ermächtigt, weitere Beträge bis zu einem Viertel des 

Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einzustellen, solange und, soweit die 

anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen und auch 

nach der Einstellung nicht übersteigen würden und, soweit der verbleibende 

Bilanzgewinn nicht 4 % des Grundkapitals unterschreitet. 

25.4 Der Jahresabschluss wird durch Beschluss der Hauptversammlung mit Zustimmung 

der persönlich haftenden Gesellschafterin festgestellt. 

25.5 Die vorstehenden Absätze gelten entsprechend für einen Konzernabschluss und einen 

Konzernlagebericht, sofern auf die Gesellschaft als Mutterunternehmen § 170 Abs. 1 

Satz 2 AktG anzuwenden ist. 

26. Gewinnverwendung 

26.1 Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem 

festgestellten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. 

26.2 Die Hauptversammlung kann anstelle oder neben einer Barausschüttung eine 

Verwendung des Bilanzgewinns im Wege einer Sachausschüttung beschließen. Sie 

kann in dem Beschluss über die Verwendung des Bilanzgewinns Beträge in 

Gewinnrücklagen einstellen oder als Gewinn vortragen. 
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26.3 Die Anteile der Kommanditaktionäre am Gewinn bestimmen sich nach ihren Anteilen 

am Grundkapital. 

VII. 

Schlussbestimmungen 

27. Auflösung 

Im Fall der Auflösung der Gesellschaft erfolgt die Abwicklung durch die persönlich 

haftende Gesellschafterin, wenn die Hauptversammlung nicht andere Personen als 

Abwickler bestellt. 

28. Gründungsaufwand 

Die Gründungskosten der Gesellschaft in der Rechtsform einer Gesellschaft mit 

beschränkter Haftung (GmbH) bis zu einem Betrag von EUR 2.500,00 hatte die 

Gesellschaft zu tragen; die übrigen Kosten hatten die Gesellschafter zu tragen. 

29. Formwechselaufwand 

29.1 Die Kosten des Formwechsels der Gesellschaft in die Rechtsform der 

Aktiengesellschaft (AG) (insbesondere Notar- und Gerichtsgebühren, Kosten der 

Veröffentlichung, Steuern, Prüfungs- und Beratungskosten) hat die Gesellschaft bis zu 

einem Betrag von EUR 50.000,00 getragen. 

29.2 Die Kosten des Formwechsels der Gesellschaft in die Rechtsform der 

Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA) (insbesondere Notar- und 

Gerichtsgebühren, Kosten der Veröffentlichung, Steuern, Prüfungs- und 

Beratungskosten) trägt die Gesellschaft bis zu einem Betrag von insgesamt EUR 

250.000,00 zuzüglich Umsatzsteuer. 

30. Deutsches Recht; Gerichtsstand 

Diese Satzung unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Durch 

Zeichnung oder Erwerb von Aktien oder Zwischenscheinen unterwirft sich der 

Kommanditaktionär für alle Streitigkeiten mit der Gesellschaft oder deren Organen dem 

ordentlichen Gerichtsstand der Gesellschaft. 

31. Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise unwirksam sein 

oder werden oder sollte diese Satzung eine Lücke aufweisen, soll dies die Gültigkeit 

der übrigen Bestimmungen dieser Satzung nicht berühren. Vielmehr sind die 

Kommanditaktionäre verpflichtet, an Stelle der ungültigen oder fehlenden Bestimmung 

eine solche Bestimmung zu vereinbaren, wie sie vernünftigerweise von ihnen 

vereinbart worden wäre, hätten sie bei der Aufstellung dieser Satzung die 

Unwirksamkeit oder das Fehlen der betreffenden Bestimmung erkannt. 
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* * * * * 

II. Weitere Angaben zur Einberufung und zur Durchführung der Hauptversammlung 

 

1. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung 

des Stimmrechts 

 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nach § 19 

der Satzung der Gesellschaft nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der 

Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung nachweisen. Die Anmeldung bedarf der 

Textform (§ 126b BGB) und muss in deutscher oder englischer Sprache erfolgen. Der 

Nachweis des Aktienbesitzes erfolgt durch Vorlage eines vom Letztintermediär in Textform 

(§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache ausgestellten Nachweis über den 

Anteilsbesitz oder durch Vorlage eines Nachweises gemäß § 67c Abs. 3 AktG. Der Nachweis 

des Aktienbesitzes muss sich gemäß § 19 Abs. 3 der Satzung auf den Geschäftsschluss des 

22. Tages vor der Hauptversammlung zu beziehen (sogenannter Nachweisstichtag), also auf 

den  

 

3. August 2025 (24:00 Uhr). 

 

Die Anmeldung und der Nachweis des Aktienbesitzes müssen der Gesellschaft bis spätestens 

zum  

 

18. August 2025, 24:00 Uhr, 

 

unter folgender Adresse zugehen: 

 

The Platform Group AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

 

oder per E-Mail: anmeldung@linkmarketservices.eu 

 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Ausübung der versammlungsbezogenen 

Aktionärsrechte, insbesondere des Stimmrechts, als Aktionär nur, wer den Nachweis des 

Aktienbesitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat. Die Berechtigung zur Ausübung von 

versammlungsbezogenen Aktionärsrechten und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich 

dabei ausschließlich nach dem nachgewiesenen Aktienbesitz des Aktionärs zum 

Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit des 

Aktienbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräußerung des 

Aktienbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Ausübung von Aktionärsrechten und den 

Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Aktienbesitz des Aktionärs am Nachweisstichtag 

maßgeblich, d.h. Veräußerungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben keine 

Auswirkungen auf die Berechtigung zur Ausübung und auf den Umfang des Stimmrechts. 

mailto:anmeldung@better-orange.de
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Entsprechendes gilt für den Zuerwerb von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die 

zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, können 

Aktionärsrechte nur ausüben, soweit sie sich bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung 

ermächtigen lassen. Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für eine eventuelle 

Dividendenberechtigung. 

 

Nach Zugang der Anmeldung und des Nachweises ihres Anteilsbesitzes werden den 

teilnahmeberechtigten Aktionären Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Wir 

bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und die Übersendung ihres Nachweises des 

Anteilsbesitzes an die Gesellschaft unter vorgenannter Adresse Sorge zu tragen. Die 

Eintrittskarten sind lediglich organisatorische Hilfsmittel und keine Voraussetzung für die 

Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts.  

 

2. Vertretung bei der Stimmrechtsausübung  

 

Aktionäre können ihr Stimmrecht unter entsprechender Vollmachtserteilung durch einen 

Bevollmächtigten, z.B. durch einen Intermediär (z.B. Kreditinstitut), eine Aktionärsvereinigung, 

einen Stimmrechtsberater oder einen sonstigen Dritten oder den von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter ausüben lassen. Auch in diesem Fall sind eine fristgemäße 

Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen 

erforderlich. 

 

Bevollmächtigung von Dritten 

 

Die Vollmacht kann durch Erklärung gegenüber dem zu bevollmächtigenden Dritten oder 

durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft erfolgen. Im Falle der Erteilung der Vollmacht 

durch Erklärung gegenüber dem Dritten muss die Vollmacht gegenüber der Gesellschaft 

nachgewiesen werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 

Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB). 

 

Intermediäre im Sinne von § 67a Abs. 4 AktG, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater 

oder andere Personen im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG können, soweit sie selbst 

bevollmächtigt werden, abweichende Regelungen vorsehen, die jeweils bei diesen zu erfragen 

sind. Ein Verstoß gegen diese und bestimmte weitere in § 135 AktG genannte Erfordernisse 

für die Bevollmächtigung eines Intermediärs im Sinne von § 67a Abs. 4 AktG, einer 

Aktionärsvereinigung, eines Stimmrechtsberaters oder einer sonstigen Person im Sinne von 

§ 135 Abs. 8 AktG beeinträchtigt allerdings gemäß § 135 Abs. 7 AktG die Wirksamkeit der 

Stimmabgabe nicht. 

 

Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht verwendet werden kann, befindet sich auf 

der Eintrittskarte, welche den Aktionären nach der oben beschriebenen form- und 

fristgerechten Anmeldung und dem Nachweis des Anteilsbesitzes zugeschickt wird, und steht 

unter https://corporate.the-platform-group.com/de/hauptversammlung/ zum Download zur 

Verfügung. 
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Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis einer gegenüber einem 

Bevollmächtigten erteilten Vollmacht oder ihres Widerrufs gegenüber der Gesellschaft können 

der Gesellschaft an die folgende Adresse oder E-Mail-Adresse bis 24. August 2025, 

24:00 Uhr (Eingang maßgeblich) übermittelt werden: 

 

The Platform Group AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

 

oder per E-Mail: the-platform-group.com@linkmarketservices.eu 

 

Auch am Tag der Hauptversammlung können Vollmachten erteilt oder widerrufen werden und 

der Nachweis hierüber gegenüber der Gesellschaft an der Ein- und Ausgangskontrolle zur 

Hauptversammlung erbracht werden. 

 

Bevollmächtigung des von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreters 

 

Wir bieten unseren Aktionären an, sich durch einen von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter, der das Stimmrecht ausschließlich gemäß den Weisungen des 

jeweiligen Aktionärs ausübt, vertreten zu lassen. Diesem Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft müssen neben der Vollmacht auch ausdrückliche und eindeutige Weisungen für 

die Ausübung des Stimmrechts zu jedem relevanten Beschlussvorschlag erteilt werden. Er übt 

das Stimmrecht nicht nach eigenem Ermessen, sondern ausschließlich auf der Grundlage der 

vom Aktionär erteilten Weisungen aus. Soweit keine ausdrückliche oder eine widersprüchliche 

oder unklare Weisung erteilt worden ist, enthält sich der von der Gesellschaft benannte 

Stimmrechtsvertreter zu den entsprechenden Beschlussgegenständen der Stimme oder 

nimmt nicht an der Abstimmung teil. 

 

Bitte beachten Sie, dass der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter weder im 

Vorfeld der Hauptversammlung noch während der Hauptversammlung Aufträge zu 

Wortmeldungen, zum Stellen von Fragen oder Anträgen oder zur Abgabe von Erklärungen zu 

Protokoll entgegennimmt und – mit Ausnahme der Ausübung des Stimmrechts – auch keine 

sonstigen Aktionärsrechte wahrnimmt. 

 

Auch bei Bevollmächtigung eines von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreters sind 

Anmeldung und Nachweis des Aktienbesitzes form- und fristgerecht nach den vorstehenden 

Bestimmungen erforderlich. 

 

Die Vollmacht an einen von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sowie der 

Widerruf dieser Vollmacht und die Änderung von Weisungen bedürfen der Textform (§ 126b 

BGB). 

 

Ein Vollmachts- und Weisungsformular für die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter erhalten die Aktionäre zusammen mit ihrer Eintrittskarte übersandt. 

mailto:fashionette@better-orange.de
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Entsprechende Formulare stehen außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://corporate.the-platform-group.com/de/hauptversammlung/ zum Download bereit. 

 

Die Vollmachten und Weisungen an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft müssen der 

Gesellschaft per Post oder per E-Mail bis 24. August 2025, 24:00 Uhr (Eingang maßgeblich), 

unter folgender Adresse oder E-Mail-Adresse zugehen: 

 

The Platform Group AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

 

oder per E-Mail: the-platform-group.com@linkmarketservices.eu 

 

Am Tag der Hauptversammlung können die Aktionäre noch bis zu dem vom 

Versammlungsleiter festgelegten Zeitpunkt an der Ein- und Ausgangskontrolle Vollmachten 

und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter erteilen, ändern 

oder widerrufen. 

 

Erscheint der Aktionär oder ein sonstiger von ihm bevollmächtigter Dritter zur 

Hauptversammlung, wird der Stimmrechtsvertreter das Stimmrecht nicht ausüben, es sei 

denn, ihm wird während der Hauptversammlung vom Aktionär Vollmacht oder von einem 

sonstigen vom Aktionär bevollmächtigten Dritten Untervollmacht erteilt. 

 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt statt einer Sammel- eine Einzelabstimmung 

durchgeführt werden, so gilt die zu diesem Tagesordnungspunkt abgegebene Weisung 

entsprechend für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 

 

3. Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit (§ 122 

Abs. 2 AktG) 

 

Die Aktionäre, deren Anteile alleine oder zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals 

oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 am Grundkapital erreichen, können gemäß 

§ 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und 

bekanntgemacht werden.  

 

Das Ergänzungsverlangen ist schriftlich oder in der elektronischen Form des § 126a BGB (d.h. 

mit qualifizierter elektronischer Signatur) an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und 

muss der Gesellschaft gemäß § 122 Abs. 2 Satz 3 AktG mindestens 24 Tage vor der 

Hauptversammlung, also spätestens bis zum 31. Juli 2025, 24:00 Uhr, zugegangen sein. 

Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt. 

 

  

mailto:the-platform-group.com@linkmarketservices.eu
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Ergänzungsverlangen sind ausschließlich an folgende Adresse richten: 

 

The Platform Group AG 

Vorstand 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

 

oder per E-Mail (mit qualifizierter elektronischer Signatur): antraege@linkmarketservices.eu 

 

Anderweitig adressierte Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt. 

 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 

Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung 

des Vorstands über den Antrag halten. 

 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden - soweit nicht bereits mit der 

Einberufung bekannt gemacht - unverzüglich nach Zugang des Verlangens im 

Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem unter der Internetadresse 

https://corporate.the-platform-group.com/de/hauptversammlung/ zugänglich gemacht. 

 

4. Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären 

 

Gegenanträge im Sinne des § 126 AktG nebst Begründung und Wahlvorschläge im Sinne des 

§ 127 AktG werden einschließlich des Namens des Aktionärs und einer etwaigen 

Stellungnahme der Verwaltung unter der Internetadresse https://corporate.the-platform-

group.com/de/hauptversammlung/ zugänglich gemacht, wenn sie der Gesellschaft bis zum 

Ablauf des 10. August 2025, 24.00 Uhr, unter der Adresse 

 

The Platform Group AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

 

oder per E-Mail: antraege@linkmarketservices.eu 

 

zugegangen sind und die übrigen Voraussetzungen für eine Pflicht zur Zugänglichmachung 

gemäß § 126 AktG bzw. § 127 AktG erfüllt sind. 

 

Anderweitig adressierte Gegenanträge werden nicht berücksichtigt. 

 

  

mailto:fashionette@better-orange.de
https://corporate.the-platform-group.com/de/hauptversammlung/
https://corporate.the-platform-group.com/de/hauptversammlung/
mailto:fashionette@better-orange.de
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5. Informationen zum Datenschutz 

 

Die Gesellschaft verarbeitet im Rahmen der Durchführung der Hauptversammlung folgende 

Kategorien personenbezogener Daten von Aktionären, Aktionärsvertretern und Gästen: 

Name, Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien und 

Nummer der Eintrittskarte; gegebenenfalls Name, Anschrift, E-Mail-Adresse und Nummer der 

Eintrittskarte des vom jeweiligen Aktionär ggf. benannten Aktionärsvertreters sowie Name, 

Anschrift, E-Mail-Adresse von Gästen. Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im 

Rahmen der Hauptversammlung basiert auf Art. 6 Abs. 1 lit. c Datenschutzgrundverordnung 

(DSGVO). Danach ist eine Verarbeitung personenbezogener Daten rechtmäßig, wenn die 

Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist. Die Gesellschaft ist 

rechtlich verpflichtet, die Hauptversammlung der Aktionäre durchzuführen. Um dieser Pflicht 

nachzugehen, ist die Verarbeitung der oben genannten Kategorien personenbezogener Daten 

unerlässlich. Ohne Angabe ihrer personenbezogenen Daten können sich die Aktionäre der 

Gesellschaft nicht zur Hauptversammlung anmelden. 

 

Für die Datenverarbeitung ist die Gesellschaft verantwortlich. Die Kontaktdaten des 

Verantwortlichen lauten: 

 

The Platform Group AG 

Schloss Elbroich 

Am Falder 4 

40589 Düsseldorf 

oder per E-Mail: kontakt@privacy-legal.de 

 

Personenbezogene Daten, die die Aktionäre der Gesellschaft betreffen, werden grundsätzlich 

nicht an Dritte weitergegeben. Ausnahmsweise erhalten auch Dritte Zugang zu diesen Daten, 

sofern diese von der Gesellschaft zur Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der 

Durchführung der Hauptversammlung beauftragt wurden. Hierbei handelt es sich um typische 

Hauptversammlungsdienstleister, wie etwa HV-Agenturen, Rechtsanwälte oder 

Wirtschaftsprüfer. Die Dienstleister erhalten personenbezogene Daten nur in dem Umfang, 

der für die Erbringung der Dienstleistung notwendig ist. 

 

Im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Einsichtsrechts in das Teilnehmerverzeichnis 

der Hauptversammlung können andere Teilnehmer und Aktionäre Einblick in die in dem 

Teilnehmerverzeichnis über sie erfassten Daten erlangen. Auch im Rahmen von 

bekanntmachungspflichtigen Tagesordnungsergänzungsverlangen, Gegenanträgen bzw.  

-wahlvorschlägen werden, wenn diese Anträge von Aktionären und Aktionärsvertretern gestellt 

werden, ihre personenbezogenen Daten veröffentlicht. 

 

Die oben genannten Daten werden je nach Einzelfall bis zu drei Jahre (aber nicht weniger als 

zwei Jahre) nach Beendigung der Hauptversammlung aufbewahrt und dann gelöscht, es sei 

denn, die weitere Verarbeitung der Daten ist im Einzelfall noch zur Bearbeitung von Anträgen, 

Entscheidungen oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung erforderlich. 
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Aktionäre und Aktionärsvertreter haben das Recht, über die personenbezogenen Daten, die 

über sie gespeichert wurden, auf Antrag unentgeltlich Auskunft zu erhalten. Zusätzlich haben 

sie das Recht auf Berichtigung unrichtiger Daten, das Recht, die Einschränkung der 

Verarbeitung von zu umfangreich verarbeiteten Daten zu verlangen und das Recht auf 

Löschung von unrechtmäßig verarbeiteten bzw. zu lange gespeicherten personenbezogenen 

Daten (soweit dem keine gesetzliche Aufbewahrungspflicht und keine sonstigen Gründe nach 

Art. 17 Abs. 3 DSGVO entgegenstehen). Darüber hinaus haben Aktionäre und 

Aktionärsvertreter das Recht auf Übertragung sämtlicher von ihnen an die Gesellschaft 

übergebener Daten in einem gängigen Dateiformat (Recht auf „Datenportabilität“). 

 

Diese Rechte können die Aktionäre und Aktionärsvertreter gegenüber der Gesellschaft 

unentgeltlich über eine der folgenden Kontaktmöglichkeiten geltend machen: 

 

The Platform Group AG 

Schloss Elbroich 

Am Falder 4 

40589 Düsseldorf 

oder per E-Mail: kontakt@privacy-legal.de 

 

Darüber hinaus haben Aktionäre und Aktionärsvertreter auch das Recht zur Beschwerde bei 

einer Datenschutzaufsichtsbehörde. 

 

Den Datenschutzbeauftragten der Gesellschaft erreichen die Aktionäre und Aktionärsvertreter 

unter folgender Adresse: 

 

Dr. Volker Wodianka, LL.M. 

c/o Wodianka privacy legal GmbH 

Baron-Voght-Straße 73b 

22609 Hamburg 

oder per E-Mail: kontakt@privacy-legal.de 

 

Düsseldorf, im Juli 2025 

The Platform Group AG 

Der Vorstand 
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Informationen nach § 125 Abs. 1 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG, Artikel 4 Abs. 1 sowie Tabelle 3 
des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212  

Art der Angabe Beschreibung 

A. Inhalt der Mitteilung 

1. Eindeutige Kennung des Ereignisses TPG082025oHV 

2. Art der Mitteilung Einladung zur Hauptversammlung 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 
NEWM] 

B. Angaben zum Emittenten 

1. ISIN  DE000A2QEFA1; DE000A40ZVE6 

2. Name des Emittenten  The Platform Group AG 

C. Angaben zur Hauptversammlung  

1. Datum der Hauptversammlung  25.08.2025 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 
20250825] 

2. Uhrzeit der Hauptversammlung 10:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212:  
08:00 UTC] 

3. Art der Hauptversammlung  Ordentliche Hauptversammlung  

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 
GMET] 

4. Ort der Hauptversammlung  The Platform Group AG, Schloss Elbroich, Am Falder 4,  
40589 Düsseldorf, Deutschland 

5. Aufzeichnungsdatum  03.08.2025, 24:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 
20250803] 

6. Uniform Resource Locator (URL)  https://corporate.the-platform-group.com/de/hauptversammlung/ 

 


